






Staatsgerichtshof der Freien Hansestadt Bremen

Urteil vom 29.8.2000 – St 4/99

Zum Wahlrecht für Unionsbürger im Stadtstaate Bremen.

1. Es lag im staatsorganisatorischen Spielraum des bremischen Gesetzgebers, auch nach Einführung des
Kommunalwahlrechts für Unionsbürger am traditionellen Modell der Stadtstaatlichkeit Bremens festzu-
halten.

2. In Bremen haben nur die Unionsbürger ein selbständiges aktives und passives Wahlrecht zur Stadtbür-
gerschaft; die deutschen Bürger können nur die Bürgerschaft (Landtag) wählen und beeinflussen damit
zugleich die Zusammensetzung der Stadtbürgerschaft. Diese Differenzierung ist zur Herstellung der ange-
strebten Kompatibilität von stadtstaatlicher Struktur und Öffnung des Wahlrechts zur Stadtbürgerschaft
für Unionsbürger rechtlich zulässig. Die einzige Alternative - die Verselbständigung der Stadtbürgerschaft
- wäre demgegenüber eine staatsorganisatorisch tiefgreifende und folgenreiche Entscheidung; der Ge-
setzgeber war von Verfassungs wegen nicht verpflichtet, diese Alternative zu wählen.

3. Für eine Überprüfung der 5 %-Klausel bei der Wahl zur Bürgerschaft (Landtag) bestand für den Gesetzge-
ber kein Anlaß, da sich die Verhältnisse nicht geändert haben. Da es keine selbständige Wahl zur Stadt-
bürgerschaft gibt, fehlt es hier schon an einem möglichen Objekt der Prüfungspflicht.

Entscheidung vom 29. August 2000
- St 4/99 -

in dem Wahlprüfungsverfahren betreffend die Wahl zur 15. Bremischen Bürgerschaft am 06. Juni 1999

Entscheidungsformel:

Die Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluß des Wahlprüfungsgerichts der Freien Hansestadt Bremen
vom 29. November 1999 (WK 1714/99) wird zurückgewiesen.

Gründe:

I.

Gegenstand dieses Verfahrens ist die Gültigkeit der Wahl zur Bürgerschaft vom 06. Juni 1999.

Die Antragstellerin, die Wählervereinigung Arbeit für Bremen und Bremerhaven (AfB), bewarb sich bei der Wahl zur
Bremischen Bürgerschaft am 06. Juni 1999 in den Wahlbereichen Bremen und Bremerhaven um Sitze in der Bremi-
schen Bürgerschaft. Nach der Feststellung des endgültigen Wahlergebnisses durch den Landeswahlleiter (BremABl.
1999 S. 509 ff.) entfielen auf die Antragstellerin – bei einem Stimmenanteil von 2,44 % im gesamten Land – im
Wahlbereich Bremen 5.269 Stimmen (= 2,15 %) und im Wahlbereich Bremerhaven 1.841 Stimmen (= 4,01 %). Da
die Antragstellerin in keinem Wahlbereich mindestens 5 % der abgegebenen gültigen Stimmen errungen hatte, erhielt
sie gemäß Art. 75 Abs. 3 BremLV, § 7 Abs. 4 BremWG weder im Wahlbereich Bremen noch im Wahlbereich Bre-
merhaven einen Sitz in der Bremischen Bürgerschaft (Landtag).

Erstmals nahmen an dieser Bürgerschaftswahl auch Staatsangehörige der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge-
meinschaft teil. Ihr Wahlrecht galt gemäß § 1a BremWG in der durch das Gesetz vom 06. Oktober 1996 (Brem.GBl.
1996 S. 303) geänderten Fassung jedoch ausschließlich für die Zusammensetzung der Stadtbürgerschaft.

Die Antragstellerin hat mit Schriftsatz vom 20. Juli 1999 über den Landeswahlleiter beim Wahlprüfungsgericht Ein-
spruch gegen die Gültigkeit der Wahl zur Stadtbürgerschaft Bremen vom 06. Juni 1999 eingelegt. Zur Begründung
hat sie im wesentlichen ausgeführt:

Eine Anfechtung der Wahl zur Stadtbürgerschaft sei zulässig. § 5 Abs. 3 BremWG sehe ausdrücklich die Wahl der
Stadtbürgerschaft durch die Wahlberechtigten gemäß § 1 Abs. 1 und 1a vor. Die nach § 1 Abs. 1a BremWG wahlbe-
rechtigten
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Unionsbürger dürften ihr Wahlrecht ausschließlich für die Wahl zur Stadtbürgerschaft, nicht jedoch zur Bürgerschaft
(Landtag) nutzen. Es müsse deshalb auch ein auf die Wahl zur Stadtbürgerschaft beschränktes Wahlanfechtungs-
recht geben.

Die Wahlanfechtung sei auch begründet. Ihre Rechte auf Chancengleichheit im politischen Wettbewerb gemäß Art.
21 Abs. 1 GG und auf Gleichheit der Wahl gemäß Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG seien verletzt, weil die 5 %-Sperrklausel
nicht aufgehoben worden sei, obwohl dies mit der Einführung des Wahlrechts für Unionsbürger geboten gewesen wä-
re. Eine Überprüfung der Sperrklausel hätte ergeben, daß sie zur Vermeidung einer drohenden Funktionsunfähigkeit
des Kommunalparlaments nicht mehr erforderlich sei.

Verfassungsrechtlich problematisch sei auch das sog. Doppelmandat der im Wahlbereich Bremen gewählten Bürger-
schaftsabgeordneten. Die wahlberechtigten bundesdeutschen Bürger der Stadtgemeinde Bremen hätten nicht die
Möglichkeit, wie die Unionsbürger gesondert Abgeordnete in das Kommunalparlament zu wählen. In der verfassungs-
rechtlichen Diskussion werde hierin ein gravierender Verstoß gegen den Grundsatz der kommunalen Selbstverwal-
tung gesehen, da dieser Grundsatz einen Anspruch des Bürgers auf Gewährleistung der kommunalen Selbstverwal-
tung beinhalte. Damit korrespondiere der Anspruch auf Teilhabe an einer eigenen Kommunalwahl.

Die Antragstellerin hat beantragt, die Wahl zur Stadtbürgerschaft vom 06. Juni 1999 für ungültig zu erklären, hilfswei-
se, die Bürgerschaftswahl vom 06. Juni 1999 für ungültig zu erklären.

Der Beteiligte zu 2) – der Präsident der Bremischen Bürgerschaft – hat beantragt, den Einspruch zurückzuweisen. Er
hat im wesentlichen vorgetragen:

Das Bremische Wahlgesetz sehe einen Einspruch gegen die Wahl zur Stadtbürgerschaft nicht vor. In Bremen finde
seit jeher keine gesonderte Wahl zur Stadtbürgerschaft statt. Die Landtagsabgeordneten würden kraft der Landes-
verfassung neben dem Landtagsmandat ein Stadtbürgerschaftsmandat wahrnehmen. Hieran habe sich mit der Ein-
führung des Wahlrechts für Unionsbürger nichts geändert. Der Charakter der Wahl als Landtagswahl sei hierdurch
nicht verändert worden.

Die Gültigkeit der Sperrklausel sei in Bremen anerkannt. Dies habe der Staatsgerichtshof als Wahlprüfungsgericht II.
Instanz bereits in seiner Entscheidung vom 04. Mai 1991 festgestellt. Die Umstände, die die Festlegung der Sperr-
klausel in dieser Entscheidung gerechtfertigt hätten, seien nach wie vor unverändert. Es habe deshalb für den Ge-
setzgeber keine Verpflichtung gegeben, die Sperrklausel zu überprüfen.

Allein die Einführung des Wahlrechts für Unionsbürger rechtfertige die Aufhebung der Sperrklausel nicht. Die Ent-
scheidungen der Verfassungsgerichte anderer Bundesländer könnten hier nicht herangezogen werden, da die Um-
stände, die zu diesen Entscheidungen geführt hätten, mit den bremischen Verhältnissen nicht vergleichbar seien. Im
übrigen habe die Bürgerschaft die Streichung der 5 %-Sperrklausel für die bevorstehende Wahl zur Stadtverordneten-
versammlung von Bremerhaven nach ausführlicher Debatte am 20. Juli 1999 verworfen.

Der Beteiligte zu 3 – der Landeswahlleiter - hat keinen Antrag gestellt. Er hat vorgetragen: Die Zusammensetzung der
Stadtbürgerschaft ergebe sich aus einem einzigen Wahlakt zur Bürgerschaft (Landtag) im Wahlbereich Bremen. Die
Teilnahme von Unionsbürgern am Wahlakt „Bürgerschaftswahl“ habe an dieser Rechtslage nichts geändert.

Das Wahlprüfungsgericht hat den Einspruch der Antragstellerin mit Beschluß vom 29. November 1999 zurückgewie-
sen. In den Gründen hat es ausgeführt:

Der Einspruch sei zulässig. Der Zulässigkeit stehe insbesondere nicht entgegen, daß die Antragstellerin mit ihrem
Hauptantrag nicht die Wahl zur Bürgerschaft am 06. Juni 1999 insgesamt angefochten habe, sondern ausdrücklich
nur die Gültigkeit der Wahl zur Stadtbürgerschaft. § 37 Abs. 1 Satz 1 BremWG stelle neben der Prüfung der Gültig-
keit der Wahl insgesamt auch die Prüfung von Teilen der Wahl in die Zuständigkeit des Wahlprüfungsgerichts. Es
fänden sich im Gesetz keine Anhaltspunkte dafür, daß die Prüfung eines Teils der Wahl sich allein auf räumlich be-
grenzte Teile der Wahl beziehe.

Der Einspruch sei hinsichtlich des Haupt- und Hilfsantrags unbegründet. Die 5 %-Sperrklausel werde in Bremen für
die Bürgerschaft (Landtag) bereits unmittelbar in Art. 75 Abs. 3 BremLV angeordnet und finde über die Regelung des
Art. 148 Abs. 1 Satz 2 BremLV auch Anwendung auf die Stadtbürgerschaft. Diese Vorschriften seien mit Bundesrecht
und insbesondere mit Bundesverfassungsrecht vereinbar. Weder liege ein Verstoß gegen den Grundsatz der gleichen
Wahl vor, der durch Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG für die Länder und Gemeinden bindend vorgegeben sei, noch gegen
den Grundsatz der Chancengleichheit der Parteien (Art. 21 Abs. 1 GG). Das Bundesverfassungsgericht und ihm fol-
gend der Staatsgerichtshof hätten in ständiger Rechtsprechung entschieden, daß jedenfalls bei der Verhältniswahl je-
de Stimme den gleichen Erfolgswert haben müsse. Differenzierungen bei dem Erfolgswert der Stimme bedürften stets
eines besonderen rechtfertigenden zwingenden Grundes. Einschränkungen des Erfolgswerts der Stimme beim Ver-



hältniswahlsystem, auch in der Form einer Sperrklausel, habe das Bundesverfassungsgericht als zulässig angesehen,
wenn die Funktionsfähigkeit des Parlaments dies erfordere. Die Einschränkung des Erfolgswerts der Stimme durch
die Sperrklausel diene der Verwirklichung der mit der Parlamentswahl verfolgten Ziele, nämlich der Wahl als eines
Integrationsaktes bei der politischen Willensbildung des Volkes und der Gewährleistung der Funktionsfähigkeit der zu
wählenden Volksvertretung (BVerfGE 95, 408, 418). Die Abbildung vieler kleiner Gruppen im Parlament erschwere
oder verhindere die Bildung stabiler Mehrheiten. Weiterhin sei gefestigte Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts, daß bezüglich der Zulässigkeit einer Sperrklausel auf die Verhältnisse in dem jeweiligen Land und die Aufga-
ben der zu wählenden Volksvertreter abzustellen sei. Dieser Rechtsprechung schließe sich das Wahlprüfungsgericht
uneingeschränkt an.

Die Stadtbürgerschaft habe einen Aufgabenkreis, der eine 5 %-Sperrklausel rechtfertige. Dies folge zum einen dar-
aus, daß die von den stadtbremischen wahlberechtigten Bürgern in die Bürgerschaft gewählten Vertreter zugleich Ab-
geordnete der Stadtbürgerschaft und der Bürgerschaft (Landtag) seien, soweit es sich nicht um Unionsbürger hande-
le. Den Abgeordneten oblägen damit sowohl der Aufgabenbereich des Landtags wie der Stadtbürgerschaft. Ein An-
spruch auf Trennung der Wahl zur Bürgerschaft und Stadtbürgerschaft bestehe nicht. Die Übertragung der Aufgaben-
kreise von Bürgerschaft und Stadtbürgerschaft auf die Abgeordneten in Form eines Doppelmandats sei eine Folge der
bremischen Staatsorganisation. Eine solche Gestaltung des Aufgabenkreises liege im Rahmen der staatsorganisato-
rischen Kompetenz des bremischen Landesgesetzgebers. Unabhängig von dem Doppelmandat begründe sich die
Zulässigkeit der Sperrklausel auch allein aus dem Aufgabenkreis der Stadtbürgerschaft. Die Stadtbürgerschaft habe
die Ausschüsse zu wählen, und ihr oblägen alle Aufgaben der kommunalen Selbstverwaltung. Auch die Feststellung
des Bundesverfassungsgerichts, daß bei großstädtischen Verhältnissen ein besonderes Bedürfnis für eine Sperrklau-
sel bestehe, treffe auf den Wahlbereich Bremen zu. Eine Verpflichtung zu einer besonderen Prüfung, ob die Sperr-
klausel weiterhin erforderlich sei, bestehe nicht. Es seien keine Änderungen von Gewicht eingetreten. Auch die Ein-
führung des kommunalen Wahlrechts der Unionsbürger berühre die wesentlichen Gesichtspunkte für die Zulässigkeit
der Sperrklausel nicht.

Gegen diesen Beschluß hat die Antragstellerin am 09. Dezember 1999 Beschwerde eingelegt. Zur Begründung führt
sie aus:

Die Zulässigkeit ihres Wahlprüfungsantrags ergebe sich bereits daraus, daß eine selbständige Wahl zur Stadtbürger-
schaft durchgeführt worden sei. Dies folge aus der Tatsache, daß die Unionsbürger ihr Wahlrecht ausschießlich bei
der Wahl zur Stadtbürgerschaft hätten ausüben können. Folgerichtig werde nach § 60a der Bremischen Landeswahl-
ordnung das Wahlergebnis zur Stadtbürgerschaft gesondert ausgewiesen. Zutreffend habe das Wahlprüfungsgericht
bei der Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit der 5 %-Sperrklausel auf den Aufgabenkreis der zu wählenden Volks-
vertreter abgestellt, bei der Beschreibung dieses Aufgabenkreises jedoch Aufgaben einbezogen, welche allein die Ab-
geordneten mit Doppelmandat wahrzunehmen hätten. Hierin liege ein entscheidender Bruch in der Argumentation.
Die Stadtbürgerschaft wähle weder einen Bürgermeister noch einen Hauptverwaltungsbeamten als Verwaltungsspitze
der Kommunalverwaltung. Insofern liege eine deutliche Reduzierung der Aufgabenstellung gegenüber anderen Kom-
munalverwaltungen vor. Damit seien die Verhältnisse in Bremen durchaus vergleichbar mit denen in Nordrhein-
Westfalen, wo die Beibehaltung der Sperrklausel bei Kommunalwahlen nach einer Entscheidung des Verfassungsge-
richtshofs für Nordrhein-Westfalen als nicht erforderlich erachtet worden sei.

In der Begründung zur Änderung des Art. 148 Abs. 1 Satz 3 BremLV sei ausgeführt, daß diese Änderung das bisher
verankerte Gebot einer Personalidentität zwischen Mitgliedern der Stadtbürgerschaft und der Bürgerschaft (Landtag)
im Wahlbereich Bremen aufhebe. Vor diesem Hintergrund stelle sich die Frage, ob nicht getrennte Listen für die
Stadtbürgerschaft und die Bürgerschaft hätten zugelassen werden müssen und ob nicht schon aus diesem Grunde
die angefochtene Wahl zur Stadtbürgerschaft ungültig sei. Bei der Änderung der Bremischen Landesverfassung hätte
der Gesetzgeber auch die Vorschriften des Bremischen Wahlgesetzes anpassen und den stadtbremischen Wählern
die Möglichkeit geben müssen, Bürgerschaft (Landtag) und Stadtbürgerschaft in zwei getrennten Wahlakten zu wäh-
len. Die Antragstellerin hätte dann Kandidaten für die Stadtbürgerschaft gesondert aufgestellt.

Der Staatsgerichtshof habe in seiner Entscheidung vom 04. Mai 1981 für die damaligen Verhältnisse zutreffend dar-
gelegt, daß einerseits nach der Bremischen Landesverfassung die Gemeindeangelegenheiten und die Stadtangele-
genheiten getrennt zu sehen seien, andererseits die Doppelfunktion nicht aufgeteilt werden könne. Durch die Ände-
rung des Art. 148 Abs. 1 Satz 3 BremLV sei diese Doppelfunktion/Personalunion aufgehoben worden und damit die
Entscheidung des Staatsgerichtshofs vom 04. Mai 1981 nicht mehr einschlägig. Nachdem für die Unionsbürger ein
selbständiges Kommunalwahlrecht eingeführt worden sei, könne den stadtbremischen deutschen Wählern dieses ei-
genständige Kommunalwahlrecht nicht mehr verweigert werden.

Die Antragstellerin beantragt,

die Wahl zur Stadtbürgerschaft vom 06. Juni 1999 für ungültig zu erklären,

hilfsweise, die Bürgerschaftswahl vom 06. Juni 1999 für ungültig zu erklären.



Die Verfahrensbeteiligten zu 2) und 3), der Präsident der Bremischen Bürgerschaft und der Landeswahlleiter, bean-
tragen,

die Beschwerde zurückzuweisen.

Der Verfahrensbeteiligte zu 2), der Präsident der Bremischen Bürgerschaft, führt aus:

Der Einspruch der Antragstellerin gegen die Wahl zur Stadtbürgerschaft sei unzulässig. Es habe keine selbständige
Wahl zur Stadtbürgerschaft stattgefunden. Die am 06. Juni 1999 durchgeführte Wahl sei eine Landtagswahl gewe-
sen. Die Zusammensetzung der Stadtbürgerschaft sei lediglich Rechtsfolge aus Art. 148 Abs. 1 Satz 3 BremLV. Kon-
sequenterweise sehe das Bremische Wahlgesetz auch keinen gesonderten Einspruch gegen die Wahl der Stadtbür-
gerschaft vor. Auch die Unionsbürger hätten an der Landtagswahl teilgenommen. Dies gelte unabhängig davon, daß
ihre Stimmen ausschließlich für die Bürgerschaftswahl gezählt worden seien. Auch sie hätten die Zusammensetzung
der Stadtbürgerschaft nur durch Einspruch gegen die Landtagswahl angreifen können. Der Einspruch gegen die Wahl
zur Bürgerschaftswahl (Landtag) im Rahmen des Hilfsantrages sei verspätet.

Für die Begründetheit sei es entgegen der Ansicht der Antragstellerin nicht von Belang, ob die Stadtbürgerschaft die
Gemeindeexekutive unmittelbar wähle oder die Bürgerschaft (Landtag) den Senat wähle und dieser über Art. 148 Abs.
1 Satz 2 BremLV die Aufgaben der Gemeindeexekutive wahrnehme. Entscheidend bleibe vielmehr, daß die Verhält-
nisse, die seinerzeit für die derzeitige Rechtslage gegolten hätten, unverändert seien.

Der Beteiligte zu 3), der Landeswahlleiter, führt aus:

Die Anfechtung einer Wahl zur Stadtbürgerschaft sei im geltenden Wahlrecht nicht vorgesehen. Es gebe keine selb-
ständige Wahl zur Stadtbürgerschaft. Vielmehr handele es sich bei der gleichzeitigen Wahl zum Landtag und zur
Stadtbürgerschaft um einen einheitlichen und untrennbaren Wahlakt, zu dem auch getrennte Listen für Landtag und
Stadtbürgerschaft nicht möglich seien. Der einheitliche untrennbare Wahlakt sei auch für den Einspruch nicht aufteil-
bar. Nichtdeutschen Unionsbürgern stünde der gleiche Rechtsweg zur Anfechtung der Wahl zu, allerdings und ent-
sprechend den Auswirkungen beim Wahlakt nur hinsichtlich solcher Wahlfehler, die sich auf die Zusammensetzung
der Stadtbürgerschaft ausgewirkt hätten.

Der Teilnahmeberechtigte, Senator für Justiz und Verfassung, trägt im wesentlichen vor:

Die Rechte der Antragstellerin seien durch Anwendung der 5 %-Sperrklausel nicht verletzt. Art. 75 Abs. 3 BremLV se-
he diese Sperrklausel vor. Die Einführung des Wahlrechts für ausländische Unionsbürger sei kein Grund gewesen,
Art. 75 Abs. 3 BremLV zu modifizieren. Mit der Einführung des Wahlrechts für Unionsbürger sei lediglich der Kreis der
aktiv und passiv Wahlberechtigten erweitert worden. Änderungen des Staatsaufbaus und der Institutionen seien we-
der beabsichtigt gewesen, noch vorgenommen worden. Insbesondere habe der Landesgesetzgeber keine eigenstän-
dige stadtbremische Kommunalvertretung etabliert. Ebensowenig habe es eine selbständige Wahl zur Stadtbürger-
schaft gegeben. Für das passive Wahlrecht der Unionsbürger gelte, daß sie auf den für die Landtagswahl einge-
reichten Listen hätten kandidieren, ein Mandat jedoch nur in der Stadtbürgerschaft hätten wahrnehmen können.

Die Gründe, die seit 1947 die Zulässigkeit der Sperrklausel auch im Blick auf die Verteilung der 80 Sitze im Wahlbe-
reich Bremen getragen hätten, wirkten fort. Der Hinweis auf das Urteil des Verfassungsgerichtshofs für Nordrhein-
Westfalen führe zu keinem anderen Ergebnis, da die dortigen Verhältnisse mit den bremischen nicht vergleichbar sei-
en.

II.

Die gegen den Beschluß des Wahlprüfungsgerichts vom 29. November 1999 gerichtete Beschwerde ist gemäß § 39
BremWG zulässig. Die Beschwerde ist jedoch nicht begründet. Das Wahlprüfungsgericht hat den Einspruch der An-
tragstellerin gegen die Gültigkeit der Wahl zur Bürgerschaft vom 06. Juni 1999 zu Recht zurückgewiesen.

Der Zulässigkeit des Einspruchs steht – wie das Wahlprüfungsgericht zutreffend ausgeführt hat – nicht entgegen, daß
die Antragstellerin mit ihrem Hauptantrag nur die Gültigkeit der Wahl zur Stadtbürgerschaft und nicht die Gültigkeit
der Wahl zur Bürgerschaft insgesamt angefochten hat. § 37 Abs. 1 Satz 1 BremWG sieht die Wahlprüfung nicht nur
für die Prüfung der Gültigkeit der Wahl insgesamt vor, sondern ausdrücklich auch für die Prüfung von Teilen der
Wahl. Da sich aus dem Wahlgesetz keine Beschränkung des Einspruchsrechts nur auf räumlich begrenzte Teile der
Wahl ergibt, steht einer Anwendung dieser Vorschrift auf eine Anfechtung der Wahl zur Stadtbürgerschaft als eines
Teils der einheitlichen Wahl von Bürgerschaft (Landtag) und Stadtbürgerschaft nichts entgegen. Für diese Auslegung
des § 37 Abs. 1 Satz 1 BremWG spricht auch, daß es mit den Unionsbürgern auf Grund der Neuregelungen in Art.
148 Abs. 1 Satz 3 BremLV und § 1 Abs. 1a BremWG eine Personengruppe gibt, die an der Wahl zur Bürgerschaft
teilnimmt, deren Wahlrecht jedoch ausschließlich für die Zusammensetzung der Stadtbürgerschaft gilt.



Der Einspruch der Antragstellerin ist jedoch nicht begründet. Die Wahl vom 06. Juni 1999 ist weder in bezug auf die
Stadtbürgerschaft – so der Hauptantrag – noch in bezug auf die Bürgerschaft (Landtag) – so der Hilfsantrag – ungül-
tig. Das hat das Wahlprüfungsgericht zu Recht festgestellt. Die dagegen gerichteten Angriffe der Beschwerde haben
keinen Erfolg.

Nach § 39 Abs. 2 BremWG und § 30 Abs. 1 BremStGHG kann die Beschwerde nur darauf gestützt werden, daß die
Entscheidung des Wahlprüfungsgerichts das Grundgesetz, die Landesverfassung oder das Wahlgesetz verletzt habe.
Da die Wahlprüfung nur auf begründeten Einspruch hin erfolgt (§ 38 Abs. 1 und 2 BremWG), ist der Prüfungsumfang
des Staatsgerichtshofs bei der Untersuchung von Wahlfehlern im engeren Sinne (Fehler bei der Anwendung der die
Wahl betreffenden Rechtsnormen) durch das substantiierte Vorbringen der Einspruchsführer eingegrenzt (vgl.
BVerfGE 40, 11, 30 ff.; 66, 369, 379; BremStGHE 4, 111, 151). Solche Wahlfehler werden von der Antragstellerin
nicht geltend gemacht. Die Beschwerdeführerin hält die Entscheidung des Wahlprüfungsgerichts vielmehr für rechts-
widrig, weil sie in Anwendung verfassungswidriger Wahlrechtsnormen ergangen sei. Sie ist der Auffassung, die die
Wahl zur Stadtbürgerschaft regelnden Bestimmungen verstießen gegen die verfassungsrechtlich gewährleistete
Wahlrechts- und Chancengleichheit sowie gegen die Garantie der kommunalen Selbstverwaltung. Der Staatsge-
richtshof prüft in dem die Gültigkeit der Wahl betreffenden Beschwerdeverfahren auch, ob die die Wahl regelnden
Vorschriften mit höherrangigem Recht vereinbar sind; von der Verfassungsmäßigkeit wahlgesetzlicher Vorschriften
kann die Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl abhängen (BremStGHE 1, 205, 211; 4, 111, 123, m. w. N.).

In diesem Verfahren geht es insbesondere um die Frage, ob das Land Bremen im Zuge der Umsetzung der EG-
Richtlinie zur Einführung des Kommunalwahlrechts für Unionsbürger dadurch gegen den Grundsatz der Gleichheit
der Wahl verstoßen hat, daß es die Wahl zur Stadtbürgerschaft nicht von der Wahl zur Bürgschaft (Landtag) getrennt
und die 5 %-Sperrklausel für die Wahl zur Stadtbürgerschaft nicht aufgehoben hat.

Nach Art. 19 Abs. 1 EG-Vertrag hat jeder Unionsbürger mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat, dessen Staatsangehö-
rigkeit er nicht besitzt, in dem Mitgliedstaat, in dem er seinen Wohnsitz hat, das aktive und passive Wahlrecht zu
Kommunalwahlen, wobei für ihn dieselben Bedingungen gelten wie für die Angehörigen des betreffenden Mitglied-
staates. Einzelheiten sind in der Richtlinie 94/80/EG des Rates vom 19. Dezember 1994 (ABl. EG Nr. L 368 S. 38)
festgelegt. Die Richtlinie verlangt keine umfassende Harmonisierung der verschiedenen nationalen Kommunalwahl-
rechte, sondern beschränkt sich auf die Festlegung von Rahmenbedingungen. Mit den europarechtlichen Bestimmun-
gen korrespondiert Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG; danach sind bei Wahlen in Kreisen und Gemeinden auch Personen, die
die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaft besitzen, nach Maßgabe vom Recht
der Europäischen Gemeinschaft wahlberechtigt und wählbar.

Durch Art. 1 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 94/80/EG des Rates vom 19. Dezember 1994 über die Ein-
zelheiten der Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts bei den Kommunalwahlen für Unionsbürger mit Wohn-
sitz in einem Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit sie nicht besitzen, vom 06. Oktober 1996 (Brem.GBl. 1996 S.
303) wurde Art. 148 Abs. 1 Satz 3 BremLV geändert. Die Bestimmung hatte bis dahin folgenden Wortlaut: „Die Stadt-
bürgerschaft besteht aus den von den stadtbremischen Wählern in die Bürgerschaft gewählten Vertretern“ . Sie erhielt
folgende Neufassung: „Die Stadtbürgerschaft besteht aus den von den stadtbremischen Wählern mit der Wahl zur
Bürgerschaft im Wahlbereich Bremen gewählten Vertretern“. Durch Art. 2 wurde das Bremische Wahlgesetz um eine
Reihe von Bestimmungen ergänzt. In § 1 wurde ein neuer Absatz 1a eingefügt, der wie folgt lautet: „Unter den glei-
chen Voraussetzungen wie Deutsche können auch Staatsangehörige der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen
Gemeinschaft (Unionsbürger) an der Wahl zur Bürgerschaft im Wahlbereich Bremen teilnehmen. Ihr Wahlrecht gilt
jedoch ausschließlich für die Zusammensetzung der Stadtbürgerschaft.“ § 4 Abs. 2 erhielt die folgende Fassung: „Ein
nach § 1 Abs. 1 a Wahlberechtigter ist ausschließlich zur Stadtbürgerschaft wählbar.“ Dem § 5 wurde folgender Ab-
satz 3 angefügt: „Die Stadtbürgerschaft setzt sich aus den im Wahlbereich Bremen von den Wahlberechtigten nach §
1 Abs. 1 und 1 a gewählten Mitgliedern zusammen.“

Die Antragstellerin hält diese auf die Stadtbürgerschaft bezogenen Wahlrechtsbestimmungen und in diesem Zusam-
menhang die sich auf die Stadtbürgerschaft auswirkende 5 %-Sperrklausel (Art. 75 Abs. 3 i. V. m. Art. 148 Abs. 1
Satz 2 BremLV; § 7 Abs. 4 BremWG) für unvereinbar mit dem Grundgesetz. Dem folgt der Staatsgerichtshof nicht.
Die angegriffenen Bestimmungen verstoßen nicht gegen höherrangiges Recht.

1. Die zur Prüfung gestellten Wahlrechtsbestimmungen stimmen mit den Anforderungen des Europäischen Gemein-
schaftsrechts überein. Den Unionsbürgern wird ein volles Wahlrecht zur kommunalen Vertretungskörperschaft der
Stadtgemeinde Bremen (Stadtbürgerschaft) eingeräumt. Daß die Unionsbürger von der Wahl in den Senat auch in
dessen Eigenschaft als kommunales Hauptverwaltungsorgan ausgeschlossen sind (vgl. Art. 107 Abs. 4 Satz 1
BremLV), wird durch Art. 5 Abs. 3 der EU-Richtlinie gedeckt. Danach können die Mitgliedstaaten bestimmen, daß
nur ihre eigenen Staatsangehörigen in die Ämter des Leiters des Exekutivorgans, seines Vertreters oder eines Mit-
glieds des leitenden kollegialen Exekutivorgans einer lokalen Gebietskörperschaft der Grundstufe wählbar sind.

2. Bundesverfassungsrecht ist ebenfalls nicht verletzt.



a) Nach Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG muß die verfassungsmäßige Ordnung in den Ländern den Grundsätzen des
republikanischen, demokratischen und sozialen Rechtsstaates im Sinne des Grundgesetzes entsprechen. Im
Rahmen ihrer Bindung an die Grundsätze des Art. 28 GG genießen die Länder im staatsorganisatorischen Be-
reich Autonomie. In diesem Rahmen regeln sie Wahlsystem und Wahlrecht zu ihren Parlamenten und den
kommunalen Vertretungen des Volkes. Das Grundgesetz bindet die Länder hierbei an die in Art. 28 Abs. 1
Satz 2 genannten Wahlrechtsgrundsätze (vgl. BVerfGE 99, 1, 11 f.). Danach muß das Volk in den Ländern,
Kreisen und Gemeinden eine Vertretung haben, die aus allgemeinen, unmittelbaren, freien, gleichen und ge-
heimen Wahlen hervorgegangen ist.

Der für die Wahl zur bremischen Bürgerschaft in Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG und Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BremLV
und für die Wahl zur Stadtbürgerschaft in Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG und Art. 148 Abs. 1 Satz 2 i. V. m. Art. 75
Abs. 1 Satz 1 BremLV gewährleistete Grundsatz der gleichen Wahl verlangt, daß die Stimme eines jeden
Wahlberechtigten den gleichen Zählwert und im Verhältniswahlrecht grundsätzlich auch den gleichen Erfolgs-
wert hat (vgl. BVerfGE 95, 408, 417; BremStGHE 4, 111, 123; jeweils m. w. N.). Den gleichen Anforderungen
hat das Wahlrecht auch im Hinblick auf die gemäß Art. 21 Abs. 1 GG, Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BremLV verfas-
sungsrechtlich verbürgte Chancengleichheit der Parteien zu genügen (vgl. BVerfGE 82, 322, 337 f.). Hieraus
folgt, daß dem Gesetzgeber bei der Ordnung des Wahlrechts für Differenzierungen nur ein eng bemessener
Spielraum verbleibt; letztere bedürfen stets eines rechtfertigenden Grundes (vgl. BVerfGE 1, 208, 249; auch
BremStGHE 4, 111, 123). Wie das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 10. April 1997 (BVerfGE
95, 408, 418; m. w. N.) ausgeführt hat, verlangt dies allerdings nicht, daß sich die Differenzierungen von Ver-
fassungs wegen als zwangsläufig oder notwendig darstellen. Es werden vielmehr auch Gründe zugelassen, die
durch die Verfassung legitimiert und von einem Gewicht sind, das der Wahlrechtsgleichheit die Waage halten
kann. Dabei ist es nicht erforderlich, daß die Verfassung diese Zwecke zu verwirklichen gebietet. In diesem
Zusammenhang rechtfertigt das Bundesverfassungsgericht Differenzierungen auch durch „zureichende“, „aus
der Natur des Sachbereichs der Wahl der Volksvertretung sich ergebende Gründe“. Differenzierende Regelun-
gen müssen zur Verfolgung ihrer Zwecke geeignet und erforderlich sein. Ihr erlaubtes Ausmaß richtet sich da-
her auch danach, mit welcher Intensität in das – gleiche – Wahlrecht eingegriffen wird (vgl. BVerfGE 71, 81,
96). Ebenso können gefestigte Rechtsüberzeugung und Rechtspraxis Beachtung finden (vgl. BVerfGE 1, 208,
249; 95, 408, 418; m. w. N.). Der Grad der zulässigen Differenzierung richtet sich nach der Struktur des jeweils
in Frage stehenden Sachbereichs (vgl. BVerfGE 71, 81, 96).

Es ist grundsätzlich Sache des Gesetzgebers, die Gebote der Wahlrechtsgleichheit und Chancengleichheit der
politischen Parteien mit anderen durch die Verfassung legitimierten hinreichend gewichtigen Zielen zum Aus-
gleich zu bringen. Der Staatsgerichtshof achtet diesen Spielraum. Er prüft lediglich, ob dessen Grenzen über-
schritten sind, nicht aber, ob der Gesetzgeber zweckmäßige oder rechtspolitisch erwünschte Lösungen gefun-
den hat. Der Staatsgerichtshof kann daher einen Verstoß gegen die Wahlgleichheit nur feststellen, wenn die
differenzierende Regelung nicht an einem Ziel orientiert ist, das der Gesetzgeber bei der Ausgestaltung des
Wahlrechts verfolgen darf, wenn sie zur Erreichung dieses Zieles nicht geeignet ist oder das Maß des zur Er-
reichung dieses Zieles Erforderlichen überschreitet (im Anschluß an BVerfGE 95, 408, 420; m. w. N.).

An diesen Maßstäben gemessen, kann ein Verstoß der angegriffenen Wahlrechtsregelungen gegen die Grund-
sätze der Wahlgleichheit und der Chancengleichheit nicht festgestellt werden. Es lag im staatsorganisatori-
schen Gestaltungsspielraum des bremischen Gesetzgebers, auch nach Einführung des Kommunalwahlrechts
für Unionsbürger am traditionellen Modell der Stadtstaatlichkeit Bremens festzuhalten. Das vom Gesetzgeber
verabschiedete Wahlrecht ist durch das Bemühen gekennzeichnet, das Recht auf Wahlgleichheit sowohl für
die wahlberechtigten deutschen Bürger der Stadtgemeinde Bremen als auch für die wahlberechtigten Unions-
bürger bei Aufrechterhaltung der überkommenen stadtstaatlichen Organisationsstruktur in größtmöglichem
Umfang zu sichern (vgl. dazu unter b). Die aus der Gesetz gewordenen Lösung resultierenden Differenzierun-
gen im Wahlrecht der Stadtgemeinde Bremen werden durch zureichende, durch die Landesverfassung abgesi-
cherte Ziele gerechtfertigt. Die zur Erreichung dieser Ziele vom Gesetzgeber eingesetzten Mittel sind nicht un-
verhältnismäßig; die Intensität der mit ihnen verbundenen Ungleichbehandlungen ist gering (vgl. dazu unter c.)
Eine Pflicht des Gesetzgebers, die 5 %–Sperrklausel für die Wahl zur Stadtbürgerschaft aufzuheben, bestand
nicht (vgl. dazu unter d.).

b) Der bremische Gesetzgeber durfte auch nach Einführung des Kommunalwahlrechts für Unionsbürger am tra-
ditionellen Modell der Stadtstaatlichkeit Bremens festhalten. Dabei ist es unter dem Blickwinkel des die Verfas-
sungsautonomie der Länder achtenden Homogenitätsgebots des Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG von besonderer
Bedeutung, daß diese stadtstaatliche Struktur durch Art. 148 BremLV abgesichert ist und somit auf einer Ent-
scheidung des bremischen Verfassunggebers beruht. Gerade im Bereich der Staatsorganisation läßt die Nor-
mativbestimmung des Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG weiten Raum für die Selbständigkeit landesrechtlicher Struk-
turbildung (vgl. BVerfGE 27, 44, 52).



Für das bis zur Einführung des Kommunalwahlrechts für Unionsbürger geltende Wahlrecht hat der Staatsge-
richtshof in seiner Entscheidung vom 4. Mai 1981 (BremStGHE 4, 111, 136 ff.) festgestellt, die strukturelle
Identität der Mandate des Landtags und der Stadtbürgerschaft, die eine getrennte Wahl und damit eine Diffe-
renzierung bei der Stimmabgabe ausschließe, verstoße nicht gegen die Wahlfreiheit. Im Gegensatz zu der
vom Bundesverfassungsgericht im Beschluß vom 15. Februar 1978 zu beurteilenden Fallkonstellation
(BVerfGE 47, 253, 283 f. – Bezirksvertretungen in Nordrhein–Westfalen) sei der Wähler bei der Wahl zur Bür-
gerschaft (Landtag) und zur Stadtbürgerschaft vor die Entscheidung über beide Gremien mit identischen, fest-
stehenden Bewerbern gestellt, obwohl es sich um einen einheitlichen Wahlakt handle. Durch diesen Wahlakt
werde den gesetzlichen Organen des Landes und der Stadtgemeinde Bremen, wenn auch inhaltlich zusam-
mengefaßt, die erforderliche demokratische Legitimation verschafft. Dem Gesetzgeber müsse bei der Rege-
lung der demokratischen Organisation der Staatsgewalt ein Ermessensspielraum im Rahmen der Verfassung
eingeräumt sein, bei dessen Ausfüllung auch die historisch bedingten tatsächlichen Gegebenheiten innerhalb
eines Landes zu berücksichtigen seien. Der Staatsgerichtshof hat darauf hingewiesen, daß die sowohl nach
der Person des Abgeordneten als auch nach der Funktion des Mandates vorgenommene Zusammenfassung
von staatlichen und kommunalen Elementen auf eine lange und durchgehende bremische Tradition verweisen
könne, und hervorgehoben, daß das Doppelmandat der stadtbremischen Abgeordneten keine wahlrechtliche
Konstruktion, sondern eine Folge der bremischen Staatsorganisation sei. An dieser rechtlichen Würdigung des
bremischen Wahlrechts hält der Staatsgerichtshof auch im Hinblick auf die durch das Gesetz vom 06. Oktober
1996 eingeführten Änderungen fest.

Die durch die Richtlinie 94/80/EG des Rates vom 19. Dezember 1994 entstandene Verpflichtung zur Einfüh-
rung des Kommunalwahlrechts für Unionsbürger stellte den bremischen Gesetzgeber vor eine schwierige Auf-
gabe; denn den Unionsbürgern mußte – bei Aufrechterhaltung der einheitlichen Wahl zur Bürgerschaft (Land-
tag) und Stadtbürgerschaft – die Wahl zur Stadtbürgerschaft eröffnet werden, ohne sie gleichzeitig an der
Wahl zur Bürgerschaft (Landtag) zu beteiligen, an der gemäß Art. 20 Abs. 2, Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG nur
Deutsche teilnehmen dürfen (vgl. BVerfGE 83, 37, 53 – Kommunalwahlrecht für Ausländer in Schleswig–Hol-
stein). Nachdem Versuche des Landes Bremen, der besonderen Situation Bremens durch europarechtliche
oder bundesrechtliche Sonderregelungen Rechnung zu tragen, gescheitert waren, wurden im Gesetzgebungs-
verfahren verschiedene Lösungsmodelle diskutiert (vgl. zu den Einzelheiten Bremische Bürgerschaft [Landtag],
Drucks. 14/294 vom 09.05.96, S. 4 ff., 6 ff.). Diese Diskussion stand unter der vom Bundesrat formulierten
Prämisse, daß die Kommunalwahlrichtlinie nicht den Anspruch erhebe, die Adressaten müßten ihre gewach-
senen Strukturen umformen; vielmehr solle die Gleichstellung von Staatsangehörigen und Unionsbürgern auf
der Grundlage der vorgefundenen Strukturen geschehen (BR-Drucks. 294/94 vom 20.05.94).

Nach der Gesetz gewordenen Regelung erhalten die Unionsbürger das aktive und passive Wahlrecht zur
Stadtbürgerschaft vermittelt über ein Teilnahmerecht an der Wahl zur Bürgerschaft (Landtag). Es bleibt bei der
einen Wahl zur Bürgerschaft mit differenzierten Auswirkungen für die Bürgerschaft (Landtag) einerseits und die
Stadtbürgerschaft andererseits. Es handelt sich um ein Modell praktischer Konkordanz zwischen den Beson-
derheiten der stadtstaatlichen Struktur Bremens einerseits und den verfassungsrechtlichen Anforderungen ei-
ner demokratischen Wahl andererseits. Durch die Absicherung dieses Modells auf der Ebene der Landesver-
fassung (Art. 148 Abs. 1 Satz 3 BremLV) hat das staatsorganisatorische Element ein normativ hochrangiges,
auch gegenüber den bundesrechtlichen Anforderungen des Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG beachtliches Gewicht.
Das vom (verfassungsändernden) Landesgesetzgeber beschlossene Konkordanzmodell wäre nur dann verfas-
sungswidrig, wenn es mit unverhältnismäßigen Differenzierungen im Bereich der Wahlrechtsgleichheit verbun-
den wäre. Das ist nicht der Fall.

c) Die durch das Gesetz vom 6. Oktober 1996 eingeführten wahlrechtlichen Bestimmungen führen zu Differenzie-
rungen zwischen dem Wahlrecht der deutschen Bürger der Stadtgemeinde Bremen und dem Wahlrecht der
Unionsbürger. Im Wahlbereich Bremen haben nur die Unionsbürger ein selbständiges aktives und passives
Wahlrecht zur Stadtbürgerschaft. Die deutschen Wähler können nur die Bürgerschaft (Landtag) wählen; sie
beeinflussen damit zugleich mittelbar die Zusammensetzung der Stadtbürgerschaft; eine Wahl der Stadtbür-
gerschaft unabhängig von der Entscheidung bei der Landtagswahl ist ihnen versagt. In dieser unterschiedli-
chen Ausgestaltung des Wahlrechts für Unionsbürger einerseits und für deutsche Wähler andererseits liegt
zwar eine Ungleichbehandlung, diese Ungleichheit der Wahl ist aber auch unter Zugrundelegung des unter 2.
a) entwickelten Maßstabs der Wahlrechtsgleichheit durch den auf der Ebene der Landesverfassung (Art. 148
BremLV) abgesicherten "zureichenden" Grund der Erhaltung der Stadtstaatlichkeit Bremens gerechtfertigt. Die
Differenzierung ist zur Herstellung der vom Landesgesetzgeber angestrebten Kompatibilität von stadtstaatli-
cher Struktur und Öffnung des Wahlrechts zur Stadtbürgerschaft für Unionsbürger geeignet; sie ist im Sinne
des mildesten zur Verfügung stehenden Mittels erforderlich und – schon angesichts ihrer geringen Eingriffsin-
tensität – nicht überproportional. Die Zahl der "begünstigten" Unionsbürger ist – zumindest zur Zeit – sehr ge-
ring; die materielle Veränderung des Wahlrechts der deutschen Bürger ist marginal. Die einzige Alternative, die
Verselbständigung der Stadtbürgerschaft – eine Alternative, die nach Art. 145 Abs. 1 Satz 1 BremLV nicht vom
(einfachen) Landesgesetzgeber, sondern nur von der Stadtgemeinde Bremen realisiert werden könnte –, wäre
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demgegenüber eine staatsorganisatorisch tiefgreifende und folgenreiche Entscheidung. Von Verfassungs we-
gen war der Gesetzgeber nicht verpflichtet, zur Vermeidung der aufgezeigten wahlrechtlichen Konsequenzen
diese Alternative zu wählen. Eine solche Verpflichtung ergibt sich aus den darlegten Gründen auch nicht aus
dem Gesichtspunkt der Garantie der kommunalen Selbstverwaltung (Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG). Der Gesetz-
geber hat allerdings die Pflicht, die tatsächlichen Verhältnisse und die praktische Handhabung des Gesetzes
zu beobachten und bei einer relevanten Verstärkung der Ungleichheitslage korrigierend einzugreifen.

d) Entgegen der von der Antragstellerin vorgetragenen Auffassung war der Gesetzgeber bei der Novellierung der
wahlrechtlichen Regelungen nicht gehalten, die in der Landesverfassung (Art. 75 Abs. 3) verankerte 5 %–
Sperrklausel zu überprüfen und für die Wahl zur Stadtbürgerschaft zu beseitigen. Die Antragstellerin bezieht
sich auf die neuere verfassungsgerichtliche Rechtsprechung, in der die Pflicht der Wahlgesetzgeber betont
wird, eine einmal erlassene und bei ihrem Erlaß mit dem Recht auf Gleichheit der Wahl und Chancengleichheit
der politischen Parteien im Einklang stehende Sperrklausel unter Kontrolle zu halten; der Gesetzgeber müsse
prüfen, ob die Verhältnisse, derentwegen die Sperrklausel ehemals für erforderlich gehalten wurde,
unverändert fortbestehen oder sich in erheblicher Weise geändert haben, und gegebenenfalls die Gesetzeslage
korrigieren (BVerfGE 82, 322, 338 f.; NWVerfGH, Urteil vom 29. September 1994, NVwZ 1994, 579; Urteil
vom 6. Juli 1999 – VerfGH 14/98, 15/98; BerlVerfGH, Urteil vom 17. März 1997, LVerfGE 6, 32, 41 ff.;
HambVerfG, Urteil vom 30. September 1998, HVerfG 2/98).

Bei der in diesem Verfahren zur Prüfung stehenden Wahl handelt es sich um eine Wahl zur Bürgerschaft
(Landtag). Für Landtagswahlen ist nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und des Bremi-
schen Staatsgerichtshofs die Zulässigkeit einer 5 %–Klausel anerkannt (vgl. BVerfGE 1, 208, 248 f.; 95, 408,
419 f.; st. Rspr.; BremStGHE 1, 205, 212 ff.; 4, 111, 122 ff.; 5, 94, 99). An seiner diesbezüglichen Rechtspre-
chung, in der vor allem auf die besondere Situation Bremens abgestellt worden ist, hält der Staatsgerichtshof
fest. Für eine Überprüfung der 5 %–Klausel bei der Wahl zur Bürgerschaft (Landtag) bestand für den Gesetz-
geber kein Anlaß, da sich die Verhältnisse nicht geändert haben. Da es nach bremischem Wahlrecht keine
selbständige Wahl zur Stadtbürgerschaft gibt, fehlt es hier schon an einem möglichen Objekt der Prüfungs-
pflicht.

Die durch die Einführung des Wahlrechts der Unionsbürger zur Stadtbürgerschaft entstandene Möglichkeit des
Auseinanderfallens der Doppelmandate Bürgerschaft/Stadtbürgerschaft in Einzelmandate Bürgerschaft und
Stadtbürgerschaft, war kein Grund, der den Gesetzgeber verpflichtet hätte, die Wahl zur Bürgerschaft und
Stadtbürgerschaft zu trennen und die Rechtfertigung der 5 %-Sperrklausel bei der Wahl zur Stadtbürgerschaft
zu überprüfen oder diese Klausel gar aufzuheben. Aufgrund des geringen zusätzlichen Stimmenanteils der
Unionsbürger kann dieses Auseinanderfallen der Mandate nur in wenigen Einzelfällen auftreten, so daß vom
Gesetzgeber unterstellt werden durfte, daß weit über 90% der 80 Sitze in der Bürgerschaft/Stadtbürgerschaft
weiterhin mit Doppelmandatsträgern besetzt sein würden (vgl. auch Bremische Bürgerschaft, Drucks. 14/294,
S. 10). Deshalb durfte er davon ausgehen, daß auch der Aufgabenkreis bei weit mehr als 90 % der Ab-
geordneten mit Doppelmandaten der gleiche bleiben würde. Das Wahlergebnis zur Bürgerschaftswahl am 06.
Juni 1999 zeigt, daß diese Prognose richtig war. Die Wahlbeteiligung der Unionsbürger hat sich auf die Dop-
pelmandate für die Bürgerschaft und Stadtbürgerschaft nicht ausgewirkt (vgl. die amtliche Bekanntmachung
des endgültigen Wahlergebnisses, BremABl. vom 6. Juli 1999, S. 511).

III.

Diese Entscheidung ist einstimmig ergangen.

Wesser Pottschmidt Heinke

Ernst Bewersdorf Rinken Klein
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Der Landeswahlleiter 
– Geschäftsstelle –
 

Ungleichbehandlung von Deutschen und Unionsbürgern in Bezug auf die Wahlen der 
Stadtbürgerschaft und der Beiräte– BremStGHE 6, 253ff. 

1. Anzahl der für die Stadtbürgerschaft wahlberechtigten Deutschen und Unionsbür-
ger in absoluten Zahlen und im prozentualen Verhältnis zueinander sowie Anzahl
der Wähler für die Stadtbürgerschaft (Deutsche und Unionsbürger) in absoluten
Zahlen und im prozentualen Verhältnis zueinander
(seit den Wahlen für die 15. Wahlperiode):

1999 2003 2007 2011 2015 

Wahlberechtigte 
Deutsche 399.084 395.469 400.785 408.435 403.849 
Unionsbürger 7.683 7.109 15.290 16.942 20.831 
Gesamt 406.767 402.578 416.075 425.377 424.680 

Verhältnis in % Deutsche 98,11 % 98,23 % 96,33 % 96,02 % 95,09 % 
Unionsbürger 1,89 % 1,77 % 3,67 % 3,98 % 4,91 % 

Wähler 
Deutsche 247.329 248.559 234.815 232.883 210.604 
Unionsbürger 1.305 1.886 2.461 2.410 2.594 
Gesamt 248.634 250.445 237.276 235.293 213.198 

Verhältnis in % Deutsche 99,48 % 99,25 % 98,96 % 98,98 % 98,78 % 
Unionsbürger 0,52 % 0,75 % 1,04 % 1,02 % 1,22 % 

2. Zusammensetzung Stadtbürgerschaft / Abweichungen Bürgerschaft (Landtag)
seit 1999 (15. Wahlperiode)

1999 Keine Abweichungen gegenüber den im Wahlbereich Bremen in die Bürger-
schaft (Landtag) gewählten Bewerberinnen und Bewerbern. 

2003 

Abweichend von den Bewerberinnen und Bewerbern, die in die Bürgerschaft 
(Landtag) gewählt wurden, wurde Frau Tanja Prinz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) anstelle von Rainer Nalazek (SPD) in die Stadtbürgerschaft gewählt.  

Nach Ablehnung der Wahl durch Frau Dr. Annette Groddeck (SPD) ist zunächst 
als Nachfolger Herr Jens Görtz ausschließlich in den Landtag eingetreten. 

Nach Berücksichtigung aller Listennachfolgerinnen und Listennachfolgern gab 
es in der 16. Wahlperiode die folgenden Mitglieder, die jeweils nur dem Landtag 
bzw. der Stadtbürgerschaft angehörten: 

SPD 
Jens Görtz: Am 08.06.2003 ausschließlich in den Landtag eingetreten, am 
24.10.2003 zusätzlich in die Stadtbürgerschaft eingetreten. 
Karin Garling: Am 20.10.2003 ausschließlich in den Landtag eingetreten, am 
10.11.2005 zusätzlich in die Stadtbürgerschaft eingetreten. 

Anlage 2



2 

Gülsen Iletmis: Am 10.11.2005 ausschließlich in den Landtag eingetreten, am 
14.11.2006 zusätzlich in die Stadtbürgerschaft eingetreten. 
Jan Holthuis: Am 14.11.2006 ausschließlich in den Landtag eingetreten. 
GRÜNE 
Tanja Prinz: Am 08.06.2003 ausschließlich in die Stadtbürgerschaft eingetreten, 
am 15.07.2004 aus der Stadtbürgerschaft ausgeschieden. 
Elisabeth Wargalla: Am 26.07.2004 ausschließlich in die Stadtbürgerschaft ein-
getreten, am 09.01.2007 zusätzlich in den Landtag eingetreten. 
Ralf Dillmann: Am 11.01.2007 ausschließlich in die Stadtbürgerschaft eingetre-
ten. 

2007 

Abweichend von den Bewerberinnen und Bewerbern, die in die Bürgerschaft 
(Landtag) gewählt wurden, wurde Frau Dr. Zahra Mohammadzadeh (GRÜNE) 
anstelle von Herrn Frank Imhoff (CDU) in die Stadtbürgerschaft gewählt.  

Nach Berücksichtigung aller Listennachfolgerinnen und Listennachfolgern gab 
es in der 17. Wahlperiode die folgenden Mitglieder, die jeweils nur dem Landtag 
bzw. der Stadtbürgerschaft angehörten: 
CDU 
Frank Imhoff: Am 08.06.2007 in den Landtag und die Stadtbürgerschaft einge-
treten, am 29.07.2007 aus der Stadtbürgerschaft ausgeschieden, am 
18.09.2007 zusätzlich in die Stadtbürgerschaft eingetreten. 
Rainer Bensch: Am 08.06.2007 ausschließlich in den Landtag eingetreten, am 
29.07.2007 aus dem Landtag ausgeschieden, am 07.01.2010 ausschließlich in 
den Landtag eingetreten. 
Hans-Georg Gerling: Am 18.09.2007 ausschließlich in den Landtag eingetreten, 
am 01.11.2009 zusätzlich in die Stadtbürgerschaft eingetreten. 
Sandra Speckert: Am 09.11.2009 ausschließlich in den Landtag eingetreten, 
am 01.01.2010 zusätzlich in die Stadtbürgerschaft eingetreten.  
GRÜNE 
Dr. Zahra Mohamadzadeh: Am 08.06.2007 ausschließlich in die Stadtbürger-
schaft eingetreten, am 03.07.2007 zusätzlich in den Landtag eingetreten.  
Dirk Schmidtmann: Am 03.07.2007 ausschließlich in die Stadtbürgerschaft ein-
getreten.  

2011 Keine Abweichungen gegenüber den im Wahlbereich Bremen in die Bürger-
schaft (Landtag) gewählten Bewerberinnen und Bewerbern. 

2015 

Abweichend von den Bewerberinnen und Bewerbern, die in die Bürgerschaft 
(Landtag) gewählt wurden, wurden Frau Anne Schierenbeck (GRÜNE) anstel-
le von Herrn Wilko Zicht (GRÜNE) sowie Herr Detlef Scharf (CDU) anstelle 
von Frau Birgit Bergmann (CDU) in die Stadtbürgerschaft gewählt.  

Bei den GRÜNEN haben zudem Frau Dr. Kirsten Kappert-Gonther und Frau 
Kabire Yildiz dieselbe Stimmenzahl erreicht. Das Mandat wurde aufgrund der 
Reihenfolge im Wahlvorschlag Frau Dr. Kirsten Kappert-Gonther zugeteilt, an-
sonsten hätte es hier eine weitere Abweichung zwischen Stadtbürgerschaft und 
Landtag gegeben. 

Nach dem Mandatsverzicht von Herrn Wilko Zicht (GRÜNE) im September 
2016, werden Frau Sahhanim Görgü-Philipp (GRÜNE) und Frau Kai Wargal-
la (GRÜNE) in den Landtag bzw. in die Stadtbürgerschaft als Listennachfolge-
rinnen berufen. 
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3. Bewerberinnen und Bewerber (Stadtbürgerschaft) aus den übrigen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union seit 1999 (15. Wahlperiode) 

 

Jahr Partei / Bewerber/in Bewerber  
Gesamt 

Verhältnis Unionsbürger 
zur Gesamtzahl Bewerber 

1999 
SPD 
Listenplatz 43: Stefaan Jacobs 

224 0,45 % 

2003 
SPD 
Listenplatz 43: Stefaan Jacobs 

244 0,41 % 

2007 

SPD 
Listenplatz 55: Stefaan Jacobs 
CDU 
Listenplatz 35: Georgios Tserke-
zidis 

235 0,85 % 

2011 
BIP 
Listenplatz 11: Yaygingül, Petek 

Listenplatz 12: Ali, Zeliha 

295 0,68 % 

2015 - keine -  303 - 
 
2011 erhielten die beiden Unionsbürgerinnen insgesamt 112 Stimmen, Frau Petek Yaygingül 
50 Stimmen und Frau Zeliha Ali 62 Stimmen. Insgesamt wurden in der Stadt Bremen 
474.324 gültige Stimmen vergeben.  
 
Da erst seit der 18. Wahlperiode Personenstimmen vergeben werden, können für 1999-2007 
keine Einzelergebnisse der Unionsbürger ermittelt werden.  
 
1999 erhielt die SPD im Wahlbereich Bremen 38 Sitze, 2003 waren es 34 Sitze. Stefaan Ja-
cobs erhielt demzufolge in beiden Legislaturperioden kein Mandat in der Stadtbürgerschaft. 
Nach Berücksichtigung aller Listennachfolgerinnen und Listennachfolgern während der 16. 
Wahlperiode wäre Stefaan Jacobs allerdings bei einem weiteren Verzicht als nächster zu be-
rücksichtigende Listennachfolger in die Stadtbürgerschaft eingezogen.  
 
2007 erhielt die SPD im Wahlbereich Bremen 27 Sitze, die CDU 19 Sitze. Auch hier wurden 
die beiden Unionsbürger (Stefaan Jacobs / SPD, Listenplatz 55 bzw. Georgios Tserkezidis / 
CDU, Listenplatz 35) demzufolge nicht in die Stadtbürgerschaft gewählt.  
 



STAATSGERICHTSHOF DER FREIEN HANSESTADT BREMEN 
Urteil vom 05.11.2004 – St 2/04 

Zu den verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Gleichheit des Erfolgs-
werts der Stimmen der Wahlberechtigten bei der Mandatsverteilung auf die 
Wahlbereiche Bremen und Bremerhaven. 

Leitsätze 

1. Das Prinzip der gleichen Wahl verlangt grundsätzlich den gleichen Erfolgswert der Stim-
men der Wahlberechtigten in den beiden Wahlbereichen des Landes Bremen. Der bezo-
gen auf die Zahl der Mandate höhere Erfolgswert der Stimmen im Wahlbereich Bremer-
haven bei der Bürgerschaftswahl 2003 bedurfte einer verfassungsrechtlichen Rechtferti-
gung.

2. Die verfassungsrechtliche Zulässigkeit einer Differenzierung beim Erfolgswert der Stim-
men bestimmt sich nach dem zugrundeliegenden Wahlsystem. An die Gleichheit des Er-
folgswerts der Stimmen sind bei der Wahl zur Bremischen Bürgerschaft höhere Anforde-
rungen zu stellen als bei der Wahlkreiseinteilung nach Bundeswahlrecht, da nach der
durch das Bremische Wahlgesetz bestimmten Zahl der Mandate für die beiden Wahlbe-
reiche im Land Bremen kein Verhältnisausgleich zwischen diesen Wahlbereichen mehr
stattfindet. Eine Differenz beim Erfolgswert der Stimmen bis zu 5 % ist nach der Ausges-
taltung des bremischen Wahlrechts noch zulässig, wenn der Landesgesetzgeber
zugleich andere widerstreitende gewichtige verfassungsrechtliche Belange berücksichti-
gen muß.

3. Für die verfassungsrechtliche Beurteilung des Erfolgswerts der Stimmen und die Gewich-
tung gegenüber anderen Wahlrechtsgrundsätzen und verfassungsrechtlichen Belangen
ist auf den Zeitpunkt der Entscheidung des Landesgesetzgebers über die Mandatsvertei-
lung zwischen den beiden Wahlbereichen abzustellen, soweit dieser nicht unangemes-
sen lange vor dem Tag der Wahl liegt.

4. Der Landesgesetzgeber hat fortlaufend zu prüfen, ob die von ihm verfolgten verfassungs-
rechtlichen Belange und die Wahlrechtsgleichheit noch in einem angemessenen Verhält-
nis zueinander stehen (im Anschluß an BremStGHE 6, 253 [267]).

Urteil vom 5. November 2004-11-04 
- St 2/04 - 

in dem Wahlprüfungsverfahren 

betreffend die Wahl zur 16. Bremischen Bürgerschaft am 25. Mai 2003 

Einspruchs- und Beschwerdeführer: 

. ..,  Bremen 

Anlage 3

Sebastian.Bergeris
Hervorheben
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Weitere Beteiligte: 

1. der Präsident der Bremischen Bürgerschaft,  
Am Markt 20, 28195 Bremen 
 

2. der Landeswahlleiter, Statistisches Landesamt,  
An der Weide 14-18, 28195 Bremen 

 

Mitwirkungsberechtigter: 

der Senator für Justiz und Verfassung 

 

Entscheidungsformel: 
 

1. Das Verfahren wird eingestellt, soweit der Beschwerdeführer den Antrag zurück-

genommen hat. 

2. Im übrigen wird die Beschwerde gegen den Beschluß des Wahlprüfungsgerichts 

der Freien Hansestadt Bremen vom 9. Dezember 2003 (WK 1517/03) zurückge-

wiesen. 

 
 

Gründe: 
 

A. 
 

Gegenstand des Verfahrens ist die Gültigkeit der Wahl zur 16. Bremischen Bürger-

schaft vom 25. Mai 2003. 

 

I. 
 

Im Mai 2001 beschloß die Bremische Bürgerschaft (Landtag) eine Reduzierung der 

Zahl der Bürgerschaftsabgeordneten. Gemäß § 5 Abs. 1 des Bremischen Wahlge-

setzes (BremWG) in der Fassung vom 22. Mai 2001 (Brem.GBl. S. 195) besteht die 

Bürgerschaft von der 16. Wahlperiode an aus 83 Mitgliedern, von denen 67 Mitglie-

der im Wahlbereich Bremen, 16 Mitglieder im Wahlbereich Bremerhaven zu wählen 

sind. Bis dahin waren 80 Abgeordnete im Wahlbereich Bremen, 20 Abgeordnete im 

Wahlbereich Bremerhaven gewählt worden.  
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Der Gesetzesänderung war eine ausführliche parlamentarische Beratung vorausge-

gangen. Die Bürgerschaft (Landtag) hatte durch Beschluß vom 22. September 1999 

den Verfassungs- und Geschäftsordnungsausschuß beauftragt, einen Vorschlag zur 

Umsetzung der anstehenden Parlamentsverkleinerung zu erarbeiten. Der Verfas-

sungs- und Geschäftsordnungsausschuß legte am 6. März 2001 einen Bericht vor, in 

dem die Gesetz gewordene Parlamentsverkleinerung und Mandatsverteilung vorge-

schlagen wurde (Drucks. 15/644). In seinem Bericht führte der Ausschuß aus, maß-

gebend für die Verkleinerung der Bürgerschaft sei vor allem, im Hinblick auf die 

Haushaltslage die Kosten der politischen Führung zu vermindern. Die vorgeschlage-

nen Zahlen entsprächen zwar nicht exakt dem Verhältnis der Bevölkerung und der 

Wahlberechtigten in Bremen und Bremerhaven. Sowohl nach der Zahl der Wahlbe-

rechtigten als auch nach der Bevölkerungszahl ergebe sich bei Rundung ein Verhält-

nis von 68 Abgeordneten für Bremen und 15 Abgeordneten für Bremerhaven. Die 

Ausschußmehrheit halte diese Abweichung um einen Sitz jedoch für tolerabel. 

 

II. 
 

1. Der Beschwerdeführer hat als Wahlberechtigter mit Schriftsatz vom 23. Juli 2003 

über den Landeswahlleiter beim Wahlprüfungsgericht Einspruch gegen die Gültigkeit 

der Bürgerschaftswahl eingelegt.  Er wendet sich gegen die Sitzverteilung zwischen 

den beiden Wahlbereichen Bremen und Bremerhaven. Er behauptet darüber hinaus, 

daß der Wahlbereichsausschuß Bremen bei Korrekturen der durch die Wahlvorstän-

de mitgeteilten Wahlergebnisse verfahrensfehlerhaft gehandelt habe.  

 

a) Nach Verringerung der Zahl der Abgeordneten der Bremischen Bürgerschaft von 

100 auf 83 sei die Aufteilung der Mandate auf die beiden Wahlbereiche Bremen und 

Bremerhaven fehlerhaft. Sie entspreche nicht der Verteilung der Bevölkerung und 

der Wahlberechtigten in den beiden Wahlbereichen. Maßgeblich sei die Zahl der 

Wahlberechtigten in einem Wahlbereich. Zwar könnten Schwankungen der Einwoh-

ner- und Wahlberechtigtenzahlen zu Einschränkungen der Erfolgschancengleichheit 

führen; hier spreche jedoch nichts dafür, daß die ungleiche Verteilung für den Ge-

setzgeber unvorhersehbar gewesen sei. Nach dem Ausschußbericht der Bremischen 

Bürgerschaft seien offenbar alle Beteiligten davon ausgegangen, daß sich an dem 

Verhältnis der Bevölkerungszahlen zwischen den beiden Wahlbereichen nichts än-
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dern werde. Dieses Verhältnis entspreche aber nicht der Sitzverteilung 67 : 16. Da-

durch werde der Grundsatz der gleichen Wahl verletzt. Die Erfolgschance einer 

Stimme liege in Bremerhaven um 9,5 % höher als in Bremen. Eine unterschiedlich 

hohe Wahlbeteiligung stelle dann keinen rechtfertigenden Grund für den ungleichen 

Erfolgswert dar, wenn bereits ex ante ungleiche Erfolgschancen bestünden. Die Un-

gleichheit der Erfolgschancen werde auch nicht dadurch verursacht, daß zwei Wahl-

bereiche bestünden, sondern lediglich durch die ungleiche Mandatsverteilung auf die 

beiden Wahlbereiche. Die Beeinträchtigung der Erfolgschancengleichheit werde nicht 

durch andere gleichgewichtige Ziele der Wahl gerechtfertigt, insbesondere nicht 

durch die von der Bürgerschaft angestrebte Vermeidung von Pattsituationen. Die für 

die Stadtbürgerschaft befürchtete Pattsituation bei 68 Mandaten könne auch dadurch 

vermieden werden, daß die Zahl der Abgeordneten der Stadtbürgerschaft abwei-

chend von der Zahl der Abgeordneten des Wahlbereichs Bremen/Landtag auf 67 

festgesetzt werde. Abweichungen der Zahl der Abgeordneten zwischen Stadtbürger-

schaft und Bürgerschaft (Landtag) ergäben sich ohnehin bereits durch die Unions-

bürgerschaft. Die abweichende Zahl vermeide Pattsituationen und sei ein weniger 

beeinträchtigendes Mittel als die Hinnahme einer unterschiedlichen Erfolgschancen-

gleichheit. Auch die Befürchtung, selbst bei Erreichen der Fünfprozenthürde werde 

bei nur 15 Mandaten für Bremerhaven auf eine Partei kein Mandat entfallen, sei un-

begründet. Auf der Grundlage des geltenden Stimmenverrechnungsverfahrens von 

Sainte Laguë/Schepers werde diese Situation bei 15 zu vergebenden Sitzen nur 

dann eintreten, wenn mindestens 13 Parteien die Fünfprozenthürde überwänden. 

Dies könne wohl ausgeschlossen werden. 

 

b) Die Feststellung des endgültigen Wahlergebnisses durch den Wahlbereichsauss-

chuß für den Wahlbereich Bremen sei fehlerhaft. Gegenüber den vorläufig festge-

stellten Ergebnissen sei es zu gravierenden Abweichungen gekommen, die sich auf 

die Sitzverteilung ausgewirkt hätten. Grund und Art der Korrekturen seien für die Öf-

fentlichkeit nicht erkennbar gewesen. Für die Beisitzer des Ausschusses habe zwar 

eine Aufstellung vorgelegen, doch sei eine Überprüfung oder nur Kenntnisnahme 

davon durch den Ausschuß nicht erkennbar gewesen. Das Prinzip der Öffentlichkeit 

solle gewährleisten, daß jedermann die ordnungsgemäße Durchführung des Wahl-

geschäfts und der Wahlhandlung überwachen könne; es stelle die wichtigste Siche-

rung gegen Wahlfälschungen dar. Die Öffentlichkeit müsse deshalb nachvollziehen 
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können, aus welchen Gründen der Wahlbereichsausschuß Korrekturen an den von 

den Wahlvorständen öffentlich ermittelten Ergebnissen vornehme. Grund und Art 

jeder einzelnen Korrektur müsse in einer öffentlichen Sitzung des Wahlbereichsaus-

schusses zur Sprache kommen. Diese Informationen seien aber lediglich in einer 

Aufstellung enthalten gewesen, die allein zur Einsichtnahme durch die Beisitzer aus-

gelegen habe. Die Aufstellung sei einer Kontrolle durch die Öffentlichkeit nicht zu-

gänglich gewesen. Der Wahlbereichsausschuß sei verpflichtet gewesen, die aussor-

tierten und der Niederschrift der einzelnen Wahlvorstände beigefügten Stimmzettel 

selbst zu kontrollieren. Dies sei nicht erfolgt. 

 

Der Beschwerdeführer hat im Wahlprüfungsverfahren beantragt, das Verfahren aus-

zusetzen und eine Entscheidung des Staatsgerichtshofs über die Verfassungsmä-

ßigkeit des § 5 Abs. 1 Satz 2 BremWG herbeizuführen, die Entscheidungen des 

Wahlbereichsausschusses für den Wahlbereich Bremen vom 30. Mai 2003 und 3. 

Juni 2003 und des Landeswahlausschusses vom 3. Juni 2003 aufzuheben und zur 

Zusammensetzung der Bürgerschaft und Stadtbürgerschaft sowie zum Verfahren der 

Ermittlung des Wahlergebnisses Feststellungen im Sinne seines Vortrags zu treffen.  

 

2. Der Beteiligte zu 1. – der Präsident der Bremischen Bürgerschaft – und der Betei-

ligte zu 2. – der Landeswahlleiter - haben beantragt, den Einspruch zurückzuweisen.   

 

Der Präsident der Bürgerschaft hat vorgetragen, die Sitzverteilung zwischen den 

Wahlbereichen Bremen und Bremerhaven sei aus den vom Verfassungs- und Ge-

schäftsordnungsausschuß dargestellten Gründen gerechtfertigt. 

 

Der Landeswahlleiter hat dem Wahlprüfungsgericht eine eingehende Stellungnahme 

des Wahlbereichsleiters vorgelegt, der wiederum in der mündlichen Verhandlung vor 

dem Wahlprüfungsgericht die Zusammenstellung über Grund und Art der Korrekturen 

der vorläufigen Wahlergebnisse allen Verfahrensbeteiligten vorgelegt hat. In dieser 

Aufstellung sind nach Wahlbezirken die vorläufigen Ergebnisse, die Ergebnisse der 

Kontrollniederschrift, die durchgeführte Korrektur und das sich daraus ergebende 

endgültige Ergebnis aufgeführt. Zu diesen einzelnen Ergebnissen hat der Beschwer-

deführer nicht Stellung genommen. 
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3. Das Wahlprüfungsgericht hat den Einspruch mit Beschluß vom 9. Dezember 2003 

– WK 1517/03 –, zugestellt am 16. Januar 2004, zurückgewiesen. 

 

Die begehrte Feststellung, daß das amtliche endgültige Ergebnis der Wahl wegen 

fehlerhafter Mandatsverteilung zwischen den beiden Wahlbereichen gegen den 

Grundsatz der gleichen Wahl verstoße, könne das Wahlprüfungsgericht nicht aus-

sprechen, weil es gegenüber der im Wahlgesetz festgelegten Mandatsverteilung kei-

ne Verwerfungskompetenz habe. Es sei an § 5 Abs. 1 BremWG gebunden und kön-

ne dessen Verfassungsmäßigkeit nicht überprüfen. Es sei auch nicht zur Vorlage an 

den Staatsgerichtshof oder das Bundesverfassungsgericht befugt. Denn das Wahl-

prüfungsgericht sei kein Gericht im Sinne von Art. 142 BremLV oder Art. 100 Abs. 1 

GG, da es aus zwei Richtern und fünf Abgeordneten der Bremischen Bürgerschaft 

bestehe und daher mit der Legislative verschränkt sei.  

 

Die übrigen Beanstandungen könnten ebenfalls nicht durchdringen. Die auf Schnell-

meldungen beruhenden vorläufigen Feststellungen hätten nur nachrichtliche Bedeu-

tung, Rechtlich erhebliche Bestandteile des Wahlverfahrens seien allein die endgülti-

gen Feststellungen. Rechtliches Gewicht könnten Korrekturen nur erlangen, wenn sie 

über die Beseitigung von Sprach-, Hör- oder sonstigen Übermittlungsfehlern hinaus-

gingen, die durch die Wahlvorstände festgestellten Ergebnisse korrigierten und diese 

Korrektur ihrerseits fehlerhaft sei. Daß es zu solchen Korrekturen gekommen sei, 

habe der Beschwerdeführer aber auch nach Vorlage der Zusammenstellung über 

Grund und Art der Korrekturen nicht vorgetragen. Eine Überprüfungspflicht aller der 

Wahlniederschrift beigefügten Stimmzettel im einzelnen durch den Wahlbereich-

sausschuß bestehe nicht. Der Ausschuß sei nicht zur Überprüfung aller Beschlüsse 

der Wahlvorstände verpflichtet. Er habe vielmehr die Möglichkeit zur Korrektur, wenn 

sich im Einzelfall Bedenken ergäben. Ob und in welchem Umfang er von seinem 

Nachprüfungsrecht Gebrauch mache, liege grundsätzlich in seinem Ermessen. 

 

III. 
 

Gegen diesen Beschluß hat der Beschwerdeführer am 30. Januar 2004 Beschwerde 

erhoben und diese wie folgt begründet: 
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Die Mandatsverteilung nach § 5 Abs. 1 Satz 2 BremWG sei verfassungswidrig und 

müsse korrigiert werden. Insoweit werde auf das Vorbringen vor dem Wahlprüfungs-

gericht verwiesen. Nach dem festgestellten Stimmergebnis seien 68 Sitze für den 

Wahlbereich Bremen und 15 Sitze für den Wahlbereich Bremerhaven zu verteilen. 

Eine umfassende Ungültigkeitserklärung der Wahl sei nicht erforderlich. Das festge-

stellte Stimmergebnis könne für die Sitzverteilung herangezogen werden.  

 

Die Feststellung des Wahlergebnisses durch den Wahlbereichsausschuß beruhe 

nicht auf einer ordnungsgemäßen Nachprüfung. Eine Aufstellung über Grund und Art 

der Korrekturen habe zwar in der Sitzung vorgelegen, die Ausschußmitglieder hätten 

sich jedoch selbst keine näheren Kenntnisse verschafft. Die korrigierten Zahlen seien 

nur vorgelesen worden, Wortmeldungen habe es nicht gegeben. Eine gewissenhafte 

Kontrolle sei nicht ausgeübt worden. Diese Nachlässigkeit verstoße auch gegen das 

Prinzip der Öffentlichkeit, weil Fehler so nicht festgestellt werden könnten. Ein Ver-

stoß gegen das Prinzip der Öffentlichkeit liege ferner darin, daß acht Wahlbezirke 

nichtöffentlich und allein durch Mitarbeiter des Wahlamtes neu ausgezählt worden 

seien. Dem Wahlvorstand und einem Wahlausschuß sei es untersagt, nichtöffentli-

che Stimmauszählungen durchzuführen. Dies müsse erst recht gelten, wenn die 

Auszählung nicht einmal von dem eigentlich legitimierten Organ vorgenommen wer-

de. Die Auszählungen seien öffentlich zu wiederholen. Die Ausführungen des Wahl-

prüfungsgerichts zu den ausgesonderten Stimmzetteln überzeugten nicht. Aus den 

Wahlniederschriften ergebe sich allein die Zahl der nicht ordnungsgemäßen Stimm-

zettel, nähere Hinweise könnten sich erst durch eine konkrete Überprüfung ergeben.  

 

Den zunächst gestellten Antrag festzustellen, daß das Wahlprüfungsgericht ein Ge-

richt im Sinne von Art. 142 BremLV sei, hat der Beschwerdeführer in der mündlichen 

Verhandlung zurückgenommen. 

 

Der Beschwerdeführer beantragt, 

1. den Beschluß des Wahlprüfungsgerichts aufzuheben,  

2. festzustellen, daß wegen Nichtigkeit des § 5 Abs. 1 Satz 2 BremWG der 

Wahlbereichsausschuß für den Wahlbereich Bremen erneut die Fest-

stellungen gemäß § 30 Abs. 3 und 3 a BremWG zu treffen hat mit der 

Maßgabe, daß 



 8

a)   im Wahlbereich Bremen 68 Mitglieder der Bürgerschaft ge-

wählt sind, 

b)   67 Mitglieder der Stadtbürgerschaft gewählt sind, 

c) der Wahlbereichsleiter die Beschlüsse der Wahlvorstände ü-

ber die gemäß §§ 53 Abs. 1 Satz 2, 53 Abs. 5 und 56 Abs. 1 

Satz 5 Nr. 1 BremWO ausgesonderten Stimmzettel auf Ord-

nungsmäßigkeit zu überprüfen hat, 

d) Neuauszählungen der Stimmen eines Wahlbezirks, die zu ei-

ner Korrektur der Beschlüsse der Wahlvorstände führen, öf-

fentlich und durch den Wahlbereichsausschuß oder unter 

dessen Aufsicht zu erfolgen haben, 

3.   festzustellen, daß der Landeswahlausschuß die Feststellungen ge-

mäß § 30 Abs. 4 BremWG auf Grundlage der gemäß den Anträgen 

zu 2) erfolgten Feststellungen des Wahlbereichsausschusses erneut 

zu treffen hat mit der Maßgabe, daß 

a) im Wahlbereich Bremen 68 Mitglieder der Bürgerschaft ge-

wählt sind, 

b) im Wahlbereich Bremerhaven 15 Mitglieder der Bürgerschaft 

gewählt sind, 

c) 67 Mitglieder der Stadtbürgerschaft gewählt sind. 

 

Der Beteiligte zu 1. - der Präsident der Bremischen Bürgerschaft - beantragt, 

die Beschwerde zurückzuweisen. 

 

In der 15. Wahlperiode habe die Bremische Bürgerschaft die schon in früheren Legis-

laturperioden geführten Beratungen zur Verkleinerung des Parlaments erneut aufge-

nommen. Die Sitzverteilung zwischen den beiden Wahlbereichen sei wesentlicher 

Beratungsgegenstand im Geschäftsordnungs- und Verfassungsausschuß gewesen. 

Der Ausschuß habe der Bürgerschaft mehrheitlich empfohlen, die Zahl der Abgeord-

neten auf 83 zu reduzieren und auf Bremen 67 Mandate, auf Bremerhaven 16 Man-

date zu verteilen. Unter Berücksichtigung der Gesamtbevölkerungszahl habe sich im 

Jahr 2000 zwischen Bremen und Bremerhaven für die Berechnung der Sitzverteilung 

ein Verhältnis von 67,68 : 15,32 ergeben. Die vorgeschlagene Mandatsverteilung 

habe zwar nicht exakt das Verhältnis der Zahlen der Wahlberechtigten bzw. der Be-
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völkerung in den beiden Wahlbereichen zueinander wiedergegeben, die Sitzvertei-

lung sei aber angesichts der Schwankungen der Einwohnerzahlen im Verlauf einer 

Wahlperiode noch tolerabel erschienen.  

 

Auch früher habe die Sitzverteilung dieses Verhältnis nicht exakt abgebildet. Der 

Staatsgerichtshof habe in seiner Entscheidung aus dem Jahre 1981 gebilligt, daß 

auch eine unterschiedliche Wahlbeteiligung zwischen den beiden Wahlbereichen zu 

ungleichen Konstellationen führen könne. Der Staatsgerichtshof habe im weiteren 

betont, daß der konstante Verteilungsschlüssel von 80 zu 20 auf einer langen Tradi-

tion beruhe und ein ausgewogenes Verhältnis zwischen den beiden Städten bedeu-

te. Beständige Mandatskontingente gewährleisteten am ehesten die Wahrung der 

historischen, geographischen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Besonderhei-

ten der beiden Städte im gemeinsamen Stadtstaat. 

 

Der Antrag, für die Stadtbürgerschaft mit 67 Mandaten ein Mandat weniger zu verge-

ben als für den Wahlbereich Bremen der Bürgerschaft (Landtag), sei mit Art. 148 

Abs. 1 Satz 3 BremLV nicht vereinbar. Nach dieser Vorschrift bestehe die Stadtbür-

gerschaft aus den im Wahlbereich Bremen für die Bürgerschaft (Landtag) gewählten 

Abgeordneten. Die vom Beschwerdeführer vorgeschlagene Mandatsverteilung setze 

eine Verfassungsänderung voraus, die im übrigen mittel- oder langfristig zu einer 

Trennung von Kommunal- und Landesebene führen würde. Dies widerspräche ge-

festigter bremischer Verfassungstradition. 

 

Der Landeswahlleiter hat eine Stellungnahme des Wahlbereichsleiters für den Wahl-

bereich Bremen vorgelegt. Darin wird im einzelnen ausgeführt: Es sei Aufgabe der 

Wahlvorstände, das Wahlergebnis festzustellen, eine Niederschrift aufzunehmen und 

das ermittelte Ergebnis mit einer Schnellmeldung an den Wahlbereichsleiter durch-

zugeben. Anhand dieser Schnellmeldungen sei das vorläufige Wahlergebnis ermittelt 

und bekanntgegeben worden. Nach Übergabe der Wahlniederschriften seien die Er-

gebnisse dann auf Vollständigkeit und Ordnungsmäßigkeit geprüft worden. Aufgetre-

tene Differenzen beruhten in der Regel auf Mißverständnissen, Fehlern bei der tele-

fonischen Übermittlung oder bei der maschinellen Erfassung für die Datenverarbei-

tung. Solche Fehler seien durch die Angaben in der Wahlniederschrift ersetzt wor-

den. Bei acht von 414 Wahlbezirken habe sich aber herausgestellt, daß die Wahlnie-
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derschriften unvollständig oder widersprüchlich ausgefüllt gewesen seien. Das 

Stimmergebnis für den Wahlbezirk habe daraus nicht abgelesen werden können. Der 

Wahlbereichsleiter habe insoweit das endgültige Wahlergebnis nicht ohne weiteres 

zusammenstellen können. Da er nach § 60 Abs. 1 Satz 4 BremWO verpflichtet ge-

wesen sei, Bedenken gegen die Ordnungsmäßigkeit des Wahlgeschäftes aufzuklä-

ren, sei entschieden worden, die widersprüchlichen Angaben durch Auszählen der 

Stimmzettel aufzuklären. Dazu hätten unter Anleitung des Leiters des Wahlamtes 

jeweils mehrere Bedienstete des Wahlamtes die Umschläge mit den Stimmzetteln 

geöffnet, die Stimmen ausgezählt und das Ergebnis in einem Ersatzschnellmelde-

formular eingetragen. Ohne Auszählen der Stimmzettel sei es nicht möglich gewe-

sen, die Aufgabe des Wahlbereichsleiters zu erfüllen. Der Wahlbereichsleiter habe 

dann in der Sitzung des Wahlbereichsausschusses im Zuge seiner Berichterstattung 

auf die erkannten Probleme hingewiesen, die übrigen Mitglieder des Ausschusses 

aufgefordert, Nachprüfungen vorzunehmen. Dazu hätten die Beisitzer aber keine 

Veranlassung gesehen. Anhand der vorgelegten Unterlagen habe der Wahlbereichs-

ausschuß dann das Wahlergebnis festgestellt. Die Sitzung sei öffentlich gewesen. 

 

Zur Entwicklung des Zahlenverhältnisses der deutschen Einwohner in den Bereichen 

der Stadt Bremen und der Stadt Bremerhaven hat der Staatsgerichtshof eine Aus-

kunft des Statistischen Landesamts eingeholt. Die ermittelten Daten auf der Grundla-

ge der Bevölkerungsfortschreibung der Jahre 1999 bis 2003 wurden den Verfah-

rensbeteiligten vorgelegt; sie waren Gegenstand der mündlichen Verhandlung. 

 

B. 
 
 

Den in der Beschwerdeschrift gestellten Antrag festzustellen, daß das Wahlprü-

fungsgericht ein Gericht im Sinne von Art. 142 BremLV ist, hat der Beschwerdeführer 

zurückgenommen. Insoweit ist das Verfahren einzustellen. 

 

 

C. 
 

Die gegen den Beschluß des Wahlprüfungsgerichts vom 9. Dezember 2003 frist- und 

formgerecht eingelegte Beschwerde ist gemäß § 39 Abs. 1 BremWG zulässig. Die 
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Beschwerde ist jedoch nicht begründet. Das Wahlprüfungsgericht hat den Einspruch 

des Beschwerdeführers gegen die Gültigkeit der Wahl zur 16. Bremischen Bürger-

schaft vom 25. Mai 2003 zu Recht zurückgewiesen. 
 

I. 
 
Die Beschwerde ist zulässig. Sie ist gemäß § 39 Abs. 1 BremWG statthaft; sie wurde 

auch fristgemäß innerhalb von zwei Wochen nach der am 16. Januar 2004 erfolgten 

Zustellung der Entscheidung des Wahlprüfungsgerichts eingelegt.  

 

Die Anträge sind nach ihrer Umstellung durch den Beschwerdeführer auch im übri-

gen zulässig. Nach § 37 Abs. 1 Satz 1 BremWG entscheidet das Wahlprüfungsge-

richt  über die Gültigkeit der Wahl oder von Teilen der Wahl oder den Verlust der Mit-

gliedschaft in der Bürgerschaft in bestimmten Fällen und über die Feststellungen des 

Vorstandes der Bürgerschaft, des Präsidenten der Bürgerschaft sowie des Landes-

wahlleiters. Gegenstand der Beschwerde ist die so umrissene Entscheidung des 

Wahlprüfungsgerichts (§ 39 Abs. 1 BremWG). Fragen der Vereinbarkeit des Wahlge-

setzes mit Vorschriften der Landesverfassung – hierauf richtete sich der zunächst 

gestellte Antrag nach Nr. 2 - stellen sich danach nicht isoliert, sondern nur als Vorfra-

gen der Gültigkeit der Wahl oder von Teilen der Gültigkeit der Wahl. Entsprechend 

hat der Beschwerdeführer nach Hinweis des Gerichts seine Anträge umgestellt. Die 

jetzigen Anträge zu 2) und 3) richten sich auf Änderung des festgestellten Wahler-

gebnisses; in dieser Form sind sie im Wahlprüfungsverfahren zulässig. Die mögliche 

Beanstandung des festgestellten Wahlergebnisses im Rahmen der Wahlprüfung be-

schränkt sich auf den sachlichen Umfang, mit dem sich ein möglicher Wahlfehler auf 

das Ergebnis der Wahl auswirkt. Der Beschwerdeführer begehrt als Minus unterhalb 

der Feststellung der Ungültigkeit der Wahl die Korrektur der von ihm beanstandeten 

Sitzverteilung zwischen den beiden Wahlbereichen sowie eine Wiederholung von 

Akten des Wahlprüfungsausschusses. Diese Begehren sind in diesem Verfahren ü-

berprüfbar. 

 

Gleiches gilt für die Anträge des Beschwerdeführers, den Wahlbereichsleiter zu ver-

pflichten, die Beschlüsse der Wahlvorstände über die gemäß §§ 53 Abs. 1 Satz 2, 53 

Abs. 5 und 56 Abs. 1 Satz 5 Nr. 1 BremWO ausgesonderten Stimmzettel auf ihre 
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Ordnungsmäßigkeit zu überprüfen und Neuauszählungen der Stimmen eines Wahl-

bezirkes, die zu einer Korrektur der Beschlüsse des Wahlvorstandes geführt haben, 

öffentlich durch den Wahlbereichsausschuß oder unter dessen Aufsicht erfolgen zu 

lassen.  

 

II. 
 
Die Beschwerde ist nicht begründet, da die Anträge in der Sache keinen Erfolg ha-

ben. 

 

1. Der Staatsgerichtshof prüft im Wahlprüfungsverfahren, ob die Entscheidung des 

Wahlprüfungsgerichtes das Grundgesetz, die Bremische Landesverfassung oder das 

Bremische Wahlgesetz verletzt hat (§ 39 Abs. 2 BremWG, § 30 Abs. 1 StGHG). Die 

Gültigkeit der Wahl oder eines angefochtenen Teils ist sowohl nach der Rechts- wie 

nach der Tatsachenseite hin zu prüfen; dies schließt die Mandatsverteilung zwischen 

den Wahlbereichen ein. Die Wahlanfechtung ist nur dann begründet, wenn ein Wahl-

fehler vorliegt, der für das Wahlergebnis erheblich gewesen ist (BremStGHE 6, 253 

[261] = NordÖR 2000, 450 - 453 m. w. N.; Schreiber, Handbuch des Wahlrechts zum 

Deutschen Bundestag, 7. Aufl., 2002, § 49 Rn. 11; Seifert, Bundeswahlrecht, 3. Aufl., 

1976, S. 400). 

 

2. Die Mandatsverteilung zwischen Bremen und Bremerhaven im Verhältnis 67 zu 16 

(§ 5 Abs. 1 Satz 2 BremWG) verstößt für die angefochtene Bürgerschaftswahl vom 

25. Mai 2003 nicht gegen das Grundgesetz oder die Bremische Landesverfassung.  

 

a) Der für die Wahl zur Bremischen Bürgerschaft in Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG und Art. 

75 Abs. 1 Satz 1 BremLV und für die Wahl zur Stadtbürgerschaft in Art. 28 Abs. 1 

Satz 2 GG und Art. 148 Abs. 1 Satz 2 i. V. m. Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BremLV gewähr-

leistete Grundsatz der gleichen Wahl verlangt, daß die Stimme eines jeden Wahlbe-

rechtigten den gleichen Zählwert und im Verhältniswahlrecht grundsätzlich auch den 

gleichen Erfolgswert hat (vgl. BVerfGE 95, 408 [417]; BremStGHE 4, 111, [123]; je-

weils m. w. N.). Den gleichen Anforderungen hat das Wahlrecht auch im Hinblick auf 

die gemäß Art. 21 Abs. 1 i. V. m. Art. 3 Abs. 1 GG, Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BremLV ver-

fassungsrechtlich verbürgte Chancengleichheit der Parteien zu genügen (vgl. BVerf-
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GE 82, 322 [337 f.]). Jeder Wahlvorschlagsträger und jeder Wahlbewerber hat einen 

Anspruch darauf, daß die für ihn gültig abgegebenen Stimmen bei der Ermittlung des 

Wahlergebnisses berücksichtigt und mit gleichem Gewicht gewertet werden wie die 

für andere Wahlvorschlagsträger und Bewerber abgegebenen Stimmen. Dem Ge-

setzgeber verbleibt bei der Ordnung des Wahlrechts für Differenzierungen nur ein 

eng bemessener Spielraum; sie bedürfen stets eines rechtfertigenden Grundes (vgl. 

BVerfGE 1, 208, [249]; auch BremStGHE 4, 111 [123]). Die Gleichheit der Wahl wird 

verletzt, wenn eine Ungleichbehandlung vorliegt, die nicht verfassungsrechtlich ge-

rechtfertigt ist. 

 

Diesen verfassungsrechtlichen Anforderungen ist der Gesetzgeber mit der in § 5 

Abs. 1 Satz 2 BremWG vorgenommenen Mandatsverteilung für die Bürgerschafts-

wahl vom 25. Mai 2003 gerecht geworden. 

 

b) Für die verfassungsrechtliche Beurteilung maßgeblich ist hierbei eine Betrachtung 

ex ante (BVerfGE 95, 335 [353, 362]). Es kommt damit auf die tatsächlichen Verhält-

nisse zum Zeitpunkt der Entscheidung des Landesgesetzgebers an. Die Bremische 

Bürgerschaft (Landtag) hat über die Sitzverteilung zwischen den beiden Wahlberei-

chen am 25. Mai 2001 entschieden. Der Überprüfung durch den Staatsgerichtshof ist 

der Sachverhalt zugrunde zu legen, der dem bremischen Landesgesetzgeber zum 

Zeitpunkt seiner Entscheidung im Mai 2001 bekannt war oder hätte bekannt sein 

können.  

 

Der Landesgesetzgeber war nicht verpflichtet, die Entscheidung über die Man-

datsaufteilung im Wahlgesetz zeitnäher zu dem Wahltag zu treffen. Im Hinblick auf 

die Tragweite der Entscheidung ist es nicht unangemessen gewesen, diese etwa 

zwei Jahre vor der Wahl zu treffen. Die Frage der Sitzverteilung ist für alle Wahlbetei-

ligten von grundlegender Bedeutung, auf sie müssen sich die Parteien, die Wahlbe-

werber und die Bürger rechtzeitig vor einer Wahl einstellen können. Dies galt bei der 

Wahl des Jahres 2003 in besonderem Maße, da für sie erstmals die Zahl der Bürger-

schaftsabgeordneten von 100 auf 83 reduziert wurde und zugleich über die Ände-

rung der Mandatsaufteilung zwischen den beiden Wahlbereichen erneut zu entschei-

den war. 

 

Sebastian.Bergeris
Hervorheben
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Angesichts dieser Umstände war der Gesetzgeber auch nicht verpflichtet, tatsächli-

che Veränderungen nach dem Mai 2001 noch zu berücksichtigen und seine Ent-

scheidung zur Mandatsaufteilung möglicherweise noch kurz vor der Wahl zu ändern. 

Er durfte auf der Grundlage der Zahlen entscheiden, die im Zeitpunkt der Beschluß-

fassung der Änderung des Wahlgesetzes vorlagen. Im Mai 2001 lagen für die deut-

sche Bevölkerung in den Wahlbereichen und zur Zahl der Wahlberechtigten Zahlen 

bis zum Jahre 2000 vor. Auf diese Zahlenbasis ist für die zu treffende Entscheidung 

abzustellen. 

 

Der Gesetzgeber durfte bei seiner Entscheidung die Zahlen der deutschen Staatsan-

gehörigen in den beiden Wahlbereichen zugrunde legen (Seifert, Bundeswahlrecht,  

Art. 38 GG, Rn. 30, S. 50). Die Zahl der Wahlberechtigten ist nur für die Zeitpunkte 

bekannt, zu denen Wahlen stattfanden; die Zahl der deutschen Staatsangehörigen 

wird demgegenüber für jedes Jahr statistisch ermittelt. Sie ist in jährlichen Zahlenrei-

hen bekannt, da sie nur von der Staatsangehörigkeit und nicht von den weiteren 

Voraussetzungen des § 1 BremWG abhängt (vgl. Schreiber, Handbuch des Wahl-

rechts zum Deutschen Bundestag, § 3 Rn. 1, 23). Die Entscheidung über die Auftei-

lung der Zahl der Mandate für die beiden Wahlbereiche konnte der Gesetzgeber nur 

auf der Grundlage der Zahlen der deutschen Staatsangehörigen aus dem Jahre 

2000 treffen. In der Verfassungsrechtsprechung zur Wahlkreis-/Stimmkreiseinteilung 

wird ebenfalls auf die Zahl der deutschen Einwohner abgestellt (BayVerfGH, NVwZ 

1991, 565 f.; NVwZ-RR 2002, 473 ff.). 

 

Für die verfassungsrechtliche Beurteilung des Erfolgswertes der Stimmen ist maß-

geblich, wieviele Stimmen erforderlich sind, um einen Sitz in dem zu wählenden Par-

lament zu erringen. Dafür ist der Wert der beiden Wahlbereiche jeweils mit dem Lan-

desdurchschnitt zu vergleichen, da die Bürgerschaft (Landtag) zu wählen war. Ein 

Direktvergleich des Erfolgswertes der beiden Wahlbereiche würde verkennen, daß 

die Bürger in den beiden Wahlbereichen  ein die Gesamtheit des Landesvolks reprä-

sentierendes Landesparlament wählen.  

 

Legt man die deutsche Bevölkerungszahl zugrunde (Bremen: 473.396, Bremerha-

ven: 107.900), so bedurfte es im Jahr 2000 zur Erringung eines Mandates in der 

Bürgerschaft (Landtag) in Bremen 7065,61 Stimmen, in Bremerhaven demgegenüber 
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6743,75 Stimmen. Im Landesdurchschnitt waren für ein Mandat 7003,57 Stimmen 

erforderlich. Die Abweichung vom Durchschnitt betrug demnach für Bremerhaven 

0,96290 und für Bremen 1,00886. Dementsprechend hatte jede Bremerhavener 

Stimme eine Erfolgschance, die 3,71 % höher lag als der Landesdurchschnitt, in 

Bremen lag die Erfolgschance 0,89 % unter dem Landesdurchschnitt. Die Wähler-

stimmen hatten danach unterschiedlichen Erfolgswert.  

 

c) Diese Differenzierung beim Erfolgswert der Stimmen in den beiden Wahlbereichen 

der Bürgerschaftswahl 2003 war verfassungsrechtlich zulässig.  

 

Die Wahlrechtsgleichheit gilt nicht schrankenlos, der Gesetzgeber kann Differenzie-

rungen vornehmen. Da es sich bei der Wahlrechtsgleichheit um eine strikt formale 

Gleichheit handelt, bedürfen Ungleichbehandlungen einer Rechtfertigung durch 

zwingende Gründe (BVerfGE 1, 208 [247 ff.]; 82, 322 [338]; BremStGHE 4, 111 

[123]; 6, 253 [263 f]). Voraussetzung einer Abweichung von der strikten Wahlrechts-

gleichheit ist, daß die Gründe für die Differenzierung durch die Verfassung legitimiert 

und von einem der Wahlrechtsgleichheit entsprechenden Gewicht sind und daß die 

differenzierenden Regelungen zur Verfolgung ihrer Zwecke geeignet und erforderlich 

sind. Die Differenzierungen müssen sich von Verfassungs wegen nicht als zwangs-

läufig oder notwendig darstellen. Vielmehr werden auch Gründe zugelassen, die 

durch die Verfassung getragen und von einem Gewicht sind, das der Wahlrechts-

gleichheit die Waage halten kann. Bei der Abwägung können gefestigte Rechtsüber-

zeugung und Rechtspraxis Beachtung finden (BVerfGE 95, 408 [418]; BremStGHE 

6, 253 [263 f.]). 

 

Es ist grundsätzlich Sache des Gesetzgebers, die Gebote der Wahlrechtsgleichheit 

und Chancengleichheit der politischen Parteien mit anderen durch die Verfassung 

gerechtfertigten, hinreichend gewichtigen Zielen zum Ausgleich zu bringen. Der 

Staatsgerichtshof hat diesen Spielraum zu beachten. Er prüft lediglich, ob dessen 

Grenzen überschritten sind, nicht aber, ob der Gesetzgeber zweckmäßige oder 

rechtspolitisch erwünschte Lösungen gefunden hat. Der Staatsgerichtshof kann da-

her einen Verstoß gegen die Wahlgleichheit nur feststellen, wenn die differenzieren-

de Regelung nicht an einem Ziel orientiert ist, das der Gesetzgeber bei der Ausges-

taltung des Wahlrechts verfolgen darf, wenn sie zur Erreichung dieses Zieles nicht 
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geeignet ist oder das Maß des zur Erreichung dieses Zieles Erforderlichen über-

schreitet. Die Schwere der Differenzierungsfolgen muß der Bedeutung des Differen-

zierungsziels noch angemessen sein (BremStGHE 6, 253 [264], im Anschluß an 

BVerfGE 95, 408 [420]).  

 
d) Der bremische Landesgesetzgeber hat mit der Verabschiedung des § 5 Abs. 1 

Satz 2 BremWG Ziele verfolgt, die verfassungsrechtlich angestrebt werden durften. 

Die Vorschrift dient der Verkleinerung der Bürgerschaft (Landtag). Dabei sollte eine 

Pattsituation durch eine ungerade Mitgliederzahl - unter Beachtung der verfassungs-

rechtlichen Garantie der beiden Gemeinden - vermieden werden. Diese Ziele durfte 

der Landesgesetzgeber bei der Ausgestaltung des Wahlrechts verfolgen. Dabei wa-

ren die Wirkungen der Sperrklausel in den Wahlbereichen zu berücksichtigen.  

 

Die Verkleinerung der Bürgerschaft (Landtag) ist dem Gesetzgeber gemäß Art. 75 

Abs. 2 BremLV gestattet. Sie kann die Effektivität der parlamentarischen Tätigkeit 

steigern und der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit des staatlichen Handelns dienen 

(vgl. Art. 132 Satz 3 BremLV).  

 

Die Verkleinerung war auch verfassungsrechtlich zulässig, obwohl sie das natürliche 

Quorum für den Wahlbereich Bremerhaven rechnerisch auf über 5 % der Stimmen 

angehoben hat. Ein Sitz kann unter diesen Umständen zwar nur einem Wahlvor-

schlag zugeteilt werden, auf den 1/16 = 6,25 % der Stimmen entfallen sind. Demge-

genüber ist das natürliche Quorum in Bremen (1,49 %) bedeutungslos, dort kommt 

es nur auf die Sperrklausel des § 7 Abs. 4 BremWG an. Vor der Verkleinerung ent-

sprach das natürliche Quorum auch in Bremerhaven, wo 20 Mitglieder der Bürger-

schaft (Landtag) gewählt wurden, der 5 %-Hürde. Die Verkleinerung hat also insoweit 

zu einer Ungleichbehandlung zwischen den beiden Wahlbereichen geführt. Es könn-

te daher Konstellationen geben, bei denen die faktische Sperrklausel in den beiden 

Wahlbereichen unterschiedlich hoch ist, und es könnte – jedenfalls theoretisch – in 

Bremerhaven eine Sperrwirkung über 5 % bis zu 6,25 % eintreten. Das hängt aber 

von den Wirkungen des Sitzverteilungssystems, von dem Wahlergebnis insgesamt 

und von der Anzahl der von der Sperrklausel in § 7 Abs. 4 BremWahlG erfaßten 

Wahlvorschläge ab. Der Beschwerdeführer hat zu Recht darauf hingewiesen, daß es 

nach dem derzeit angewandten Sitzverteilungssystem Sainte Laguë/Schepers so gut 

wie ausgeschlossen ist, daß eine Liste mit 5 % oder mehr als 5 % der abgegebenen 
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gültigen Stimmen am natürlichen Quorum in Bremerhaven scheitern könnte. Die von 

ihm angestellten hypothetischen Überlegungen haben aber zugleich aufgezeigt, daß 

dieses Sitzverteilungssystem unter besonderen Konstellationen (sehr viele kleine 

Parteien mit Stimmanteilen knapp über der Sperrklausel) zu extremen Verzerrungen 

des Erfolgswerts der Stimmen – zu Lasten der großen Parteien - führen kann. Das 

(rechnerisch) erhöhte natürliche Quorum ist systembedingt. Es ist, wenn die Zahl der 

Abgeordneten auf unter 100 reduziert wird, unvermeidlich, da im Land Bremen eine 

andere Wahlbereichseinteilung praktisch ausgeschlossen ist. Da der Fall des Aus-

schlusses einer Partei mit mehr als 5% und weniger als 6,25 % der gültigen Stimmen 

unter den gegenwärtigen Bedingungen äußerst unwahrscheinlich ist, durfte der Ge-

setzgeber bei der Parlamentsverkleinerung auch das erhöhte natürliche Quorum in 

Kauf nehmen. Bei einer zukünftigen Änderung des Sitzverteilungssystems werden 

die Wirkungen des erhöhten natürlichen Quorums in Bremerhaven aber durch den 

Gesetzgeber eingehend in Betracht gezogen und mit der Bedeutung anderer Wahl-

rechtsziele gegebenenfalls neu abgewogen werden müssen. Das Bundesverfas-

sungsgericht hat zu einem besonderen Wahlsystem in Rheinland-Pfalz ausgeführt, 

daß der Grundsatz der gleichen Wahl verletzt ist, wenn im Rahmen einer Sitzvertei-

lung nach dem Wahlschlüsselverfahren der Wahlschlüssel bei der Zweitverteilung 

nach Reststimmen eine über die 5 %-Sperrklausel hinausreichende absolute Sperr-

wirkung entfaltet (BVerfGE 34, 81 [101]). Die Wahlvoraussetzungen in Bremen sind 

andere, die Wirkungen des natürlichen Quorums müssen indessen in Betracht gezo-

gen werden.  

 

Schließlich dient die Vermeidung einer Pattsituation der in Art. 75 ff. BremLV voraus-

gesetzten Funktionsfähigkeit der Bürgerschaft. 

 

e) Die durch § 5 Abs. 1 Satz 2 BremWG vorgenommene Verteilung der 83 Mandate 

auf die Wahlbereiche Bremen und Bremerhaven ist zur Erreichung der vorgenannten 

Ziele geeignet. Gleich geeignete wahlrechtliche Regelungen, die eine weniger 

schwerwiegende Beeinträchtigung der Erfolgswertgleichheit zur Folge haben, sind 

nicht ersichtlich (siehe zum folgenden: Bürgerschaft (Landtag), Drucks. 15/644, S. 2 

ff.). 

 



 18

(aa) Ein Verhältnisausgleich führt nicht notwendig dazu, daß die Mandatsverteilung 

zwischen Bremen und Bremerhaven dem Verhältnis der Bevölkerungszahlen besser 

gerecht wird. Er ist nicht gleich geeignet, weil er dem Ziel der Verkleinerung der Bür-

gerschaft zuwiderläuft und nicht sicherstellt, daß Pattsituationen ausgeschlossen 

werden. Der 1993 vorgeschlagene Verhältnisausgleich bezweckte nur, allen Wahl-

vorschlägen, die die 5 %-Hürde überwunden hatten, einen Sitz in der Bürgerschaft 

(Landtag) zu sichern. 

 

(bb) Nicht gleich geeignet wäre auch die Durchführung getrennter Wahlen für die 

Bürgerschaft (Landtag) und die Stadtbürgerschaft. In dem parlamentarischen System 

der Bremischen Landesverfassung (Art. 107, 110) wären getrennte Wahlen nur 

durchführbar, wenn die Stadtgemeinde Bremen eigene, von den Landesorganen ge-

trennte Organe erhielte. Die Entscheidung hierüber liegt gemäß Art. 145 Abs. 1, 148 

Abs. 1 Satz 1 BremLV bei der Stadtgemeinde; sie hat ein Wahlrecht, ob es bei der 

bisherigen Organstruktur bleiben soll oder nicht. Dieses verfassungsrechtlich einge-

räumte Recht kann ihr nicht durch eine wahlrechtliche Regelung des Landesgesetz-

gebers genommen werden. 

 

(cc) Nicht gleich geeignet wäre auch die Schaffung eines einheitlichen Wahlbereichs 

für das Land Bremen. Zwar wäre hier der Erfolgswert aller Stimmen – abgesehen 

von § 7 Abs. 4 BremWG – gleich hoch, und es entfiele zugleich das verschärfend 

wirkende natürliche Quorum in Bremerhaven. Da aber die Besetzung der Bürger-

schaft insgesamt von allen im Land Bremen abgegebenen Stimmen abhinge, hätten 

auch die in Bremerhaven abgegebenen Stimmen Einfluß auf die Zusammensetzung 

jenes Teils der Bürgerschaft, der als Stadtbürgerschaft fungiert. Der Bestimmung des 

Art. 148 Abs. 1 Satz 3 BremLV, wonach die Stadtbürgerschaft aus den von den 

stadtbremischen Wählern mit der Wahl zur Bürgerschaft im Wahlbereich Bremen 

gewählten Vertretern besteht, könnte so nicht genügt werden. Zugleich widerspräche 

eine Mitwirkung von Personen, die nicht in der Stadtgemeinde Bremen ansässig 

sind, dem Demokratieprinzip der Art. 20 Abs. 1, 28 Abs. 1 Satz 2 GG, Art. 66 

BremLV, wonach die demokratische Legitimation in der kommunalen Selbstverwal-

tung an die Gesamtheit derjenigen anknüpft, die durch Wohnsitznahme ihre Zugehö-

rigkeit zu der Gebietskörperschaft begründet haben. 
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(dd) Schließlich wäre es nicht gleich geeignet, die Bürgerschaft (Landtag) um einige 

Sitze zu vergrößern, so daß zur Erringung eines Sitzes in beiden Wahlbereichen et-

wa gleich viele Stimmen nötig sind. Dadurch würde eine Verkleinerung der Bürger-

schaft nur in geringerem Ausmaß erreicht werden.  

 

f) Die Differenzierungsziele haben ein Gewicht, das der Wahlrechtsgleichheit die 

Waage halten kann. 

 

(aa) Dabei hat die Berücksichtigung der Gliederung des Landes Bremen in zwei 

kommunale Gebietskörperschaften einen hohen Rang. Sie ist in Art. 143 BremLV 

vorgesehen. Die Einteilung des Landes Bremen in die beiden Wahlbereiche Bremen 

und Bremerhaven geht auf eine seit 1849 bestehende Tradition zurück (vgl. 

BremStGHE 4, 111 [131]; 6, 253). Das aus den Wahlen in zwei Wahlbereichen mit 

festen Mandatskontingenten hervorgegangene gemeinsame Parlament bietet am 

ehesten die Gewähr dafür, daß die historischen, geographischen, sozialen, wirt-

schaftlichen und kulturellen Besonderheiten der beiden Städte ebenso gewahrt wer-

den wie ihre Gemeinsamkeiten. Das Ziel, den Charakter der Bürgerschaft (Landtag) 

als eines in den Wahlbereichen Bremen und Bremerhaven gewählten Parlaments zu 

erhalten, ist für die rechtlich-politische Eigenart des Landes Bremen als Zwei-Städte-

Staat so wesentlich, daß es der Wahlrechtsgleichheit in seiner Bedeutung entspricht. 

Daher braucht sich der Gesetzgeber nicht auf Lösungen verweisen zu lassen, in de-

nen dieses Ziel nur unvollkommen berücksichtigt werden kann. 

 

(bb) Gleiches gilt für das Ziel, eine zu große Abweichung des natürlichen Quorums 

von der in beiden Wahlbereichen geltenden Sperrklausel des § 7 Abs. 4 BremWG zu 

verhindern. Dieses Ziel dient ebenfalls der Verwirklichung der Wahlrechtsgleichheit. 

Auch wenn das gegenwärtige Stimmverteilungssystem die Möglichkeit eher entfernt 

erscheinen läßt, daß tatsächlich Listen aus Bremerhaven mit mehr als 5 % der Stim-

men ausgeschlossen werden, so ist es gerechtfertigt, das natürliche Quorum mög-

lichst nahe an der 5 %-Grenze zu halten, um diese Gefahr zu minimieren. Dies gilt 

um so mehr, als die vom Beschwerdeführer aufgezeigten Konstellationen den Er-

folgswert der Stimmen zu Lasten der großen Parteien erheblich verzerren und ihrer-

seits verfassungsrechtliche Bedenken begründen. Aus diesem Grund durfte sich die 
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Bürgerschaft (Landtag) gegen eine weitere Verringerung der Anzahl der in Bremer-

haven zu wählenden Mitglieder der Bürgerschaft entscheiden. 

 

 (cc) Demgegenüber hat das Ziel, Pattsituationen zu vermeiden, kein besonders gro-

ßes Gewicht. Ob sich in der Bürgerschaft eine Mehrheit herausbildet, hängt nicht nur 

vom Wahlergebnis, sondern vielen anderen Faktoren, zum Beispiel einer Koalitions-

bildung, ab. Daher muß der Wunsch, eine ungerade Anzahl von Mitgliedern in Bür-

gerschaft (Landtag) und Stadtbürgerschaft zu haben, zurücktreten, falls die Wahl-

rechtsgleichheit eine Änderung der Abgeordnetenzahl erfordert. 

 

(dd) Schließlich ist das Ziel, die Bürgerschaft zu verkleinern, von hohem Gewicht. Da 

die Anzahl der Bremerhavener Mitglieder der Bürgerschaft nicht weiter zu verringern 

ist, läßt sich eine größere Erfolgswertgleichheit in beiden Wahlbereichen nur dadurch 

herstellen, daß die Anzahl der stadtbremischen Abgeordneten erhöht wird. Das wi-

derspricht aber dem Willen des Parlaments. Die Verkleinerung der Bürgerschaft 

(Landtag) wurde beschlossen, nachdem die Verfassungsnovelle 1994 die Zahl von 

100 Mitgliedern gestrichen hatte. Sie sollte betonen, daß die Größe des Parlaments 

noch einmal zu prüfen sei (Neumann, Die Verfassung der Freien Hansestadt Bre-

men, 1996, Art. 75 Rn. 4). Dem ist der Gesetzgeber nachgekommen. Er konnte sich 

dabei auf die Bestimmung des Art. 75 Abs. 2 BremLV stützen, wonach die Zahl der 

Mitglieder der Bürgerschaft durch Gesetz festgelegt wird. Die Verfassung beruft da-

mit den Gesetzgeber zur Entscheidung über die Größe des Parlaments. Es liegt da-

her in seiner Kompetenz, den Charakter dieser Körperschaft vorzuprägen. Dazu ist 

der Gesetzgeber besonders befähigt, denn die Beschlußfassung über die Zahl der 

Mitglieder der Bürgerschaft findet gerade in der Bürgerschaft selbst statt, die die 

Auswirkungen der Mitgliederzahl auf ihre Arbeitsfähigkeit und Arbeitsweise am bes-

ten beurteilen kann. Ihrer Gestaltungsfreiheit kommt daher erhebliches Gewicht zu.  

 

Daraus folgt für die gerichtliche Kontrolle, daß die Beeinträchtigung der Erfolgswert-

gleichheit durch die Verkleinerung der Bürgerschaft erst zu beanstanden ist, wenn 

der Gesetzgeber seinen Gestaltungsspielraum so weitgehend überschreitet, daß die 

Schwere der Ungleichbehandlung unangemessen ist. Eine solche unangemessene 

schwere Ungleichbehandlung lag nach den tatsächlichen Umständen zum Zeitpunkt 

der Entscheidung des Gesetzgebers nicht vor. 
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(ee) Unter den gegebenen bremischen Verhältnissen und unter Berücksichtigung der 

oben darlegten weiteren Voraussetzungen ist eine Abweichung von der Erfolgswert-

gleichheit der Stimmen von bis zu 5 %  verfassungsrechtlich zulässig. 

 

In seiner Entscheidung vom 29. August 2000 hat der Staatsgerichtshof hervorgeho-

ben, daß der Landesgesetzgeber im Bereich der Staatsorganisation weiten Raum für 

die Selbstständigkeit landesrechtlicher Strukturbildung beanspruchen könne. Er hat 

unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zugleich 

betont, daß Differenzierungen bei der Wahlrechtsgleichheit sich nicht als zwangsläu-

fig oder notwendig darstellen müßten, „zureichende“, „aus der Natur eines Sachbe-

reichs der Wahl der Volksvertretung sich ergebende Gründe“ ließen Differenzierun-

gen zu (BremStGHE 6, S, 253 [263 f., 265]). Diese müßten für die Verfolgung der 

Ziele geeignet und erforderlich sein. Schließlich sei wesentlich, mit welcher Intensität 

in das – gleiche – Wahlrecht eingegriffen werde. Unter Berücksichtigung der stadt-

staatlichen Besonderheit, der besonderen Bedeutung des Gewichts der Mandatsver-

teilung zwischen den beiden Städten des Stadtstaats, ist es verfassungsrechtlich 

nicht zu beanstanden, daß der Landesgesetzgeber bei der Anpassung der Mandats-

zahlen Abweichungen des Erfolgswerts der Stimmen in den beiden Wahlbereichen 

bis zu einem Wert von 5 % in Kauf genommen hat. Dies gilt jedenfalls für die erste 

Mandatsverteilung nach einer merklichen Reduzierung der Gesamtzahl der Mandate.  

 

Für die Annahme eines Toleranzwerts von 5 % bei Erfolgswertunterschieden spricht, 

daß das bremische Recht die 5 %-Klausel mit der Bestimmung des Art. 75 Abs. 3 

BremLV auf Verfassungsebene für das bremische Wahlrecht verbindlich erklärt (vgl. 

§ 7 Abs. 4 BremWG). Auch das Bundesverfassungsgericht hat das 5 %-Quorum all-

gemein als „Orientierungspunkt“ angesehen, „den der Gesetzgeber bestimmt hat, um 

das Prinzip der Verhältniswahl mit verfassungslegitimen Gegenprinzipien auszuglei-

chen und insoweit den Erfolgswert der Stimmen unterschiedlich zu gewichten“; es 

biete einen rechtlichen Rahmen für einen schonenden Ausgleich zwischen parteibe-

zogener Wahlgleichheit und Funktionsfähigkeit des Parlaments“ (BVerfGE 95, 355, 

366).  
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Wegen der Besonderheiten des bremischen Wahlsystems kann für die Bestimmung 

der Grenze zur schweren und unangemessenen Ungleichbehandlung an die Rege-

lung des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BWahlG nicht angeknüpft werden. Nach dieser Vor-

schrift soll die Bevölkerungszahl eines Wahlkreises von der durchschnittlichen Bevöl-

kerungszahl der Wahlkreise nicht um mehr als 15 % nach oben oder unten abwei-

chen; beträgt die Abweichung mehr als 25 %, ist eine Neuabgrenzung vorzunehmen 

(Schreiber, Handbuch des Wahlrechts zum Deutschen Bundestag, § 3 Rn. 18, 20). 

Die Angemessenheitsprüfung kann wegen der unterschiedlichen Wahlsysteme im 

Bund und im Land Bremen an diesen Werten nicht orientiert werden. Im personali-

sierten Verhältniswahlrecht des Bundes sind gleich große Wahlkreise vor allem nötig, 

um bei der Bestimmung der Wahlkreiskandidaten durch die Erststimmen einen glei-

chen Erfolgswert zu verwirklichen und um dem bei der Entstehung von Überhang-

mandaten auftretenden Element von Mehrheitswahl Rechnung zu tragen (BVerfGE 

95, 335 [363 ff.]); Schreiber, Handbuch des Wahlrechts zum Deutschen Bundestag, § 

3 Rn. 18). Die Schwankungen in der Bevölkerungszahl der Wahlkreise ergeben sich 

daraus, daß die Wahlkreise räumlich zusammengehörige Gebiete mit einer gewissen 

Homogenität sein sollen. Die Wahlkreisgrenzen können nicht beliebig geschnitten 

werden, sie müssen den vorhandenen Städten und Gemeinden im Raum Rechnung 

tragen. Im Land Bremen geht es demgegenüber darum, bei vorgegebenen, unverän-

derlichen Wahlbereichsgrenzen die Anzahl der Bürgerschaftsmitglieder zu bestim-

men, die in dem jeweiligen Wahlbereich zu wählen sind. Bei der Zuordnung einer 

Zahl von Abgeordnetenmandaten auf feststehende Wahlbereiche ist es für den Ge-

setzgeber wesentlich leichter möglich, eine Regelung zu treffen, die sich dem glei-

chen Erfolgswert annähert als bei der räumlichen Abgrenzung von Wahlkreisen. 

Deshalb ist es angemessen, sich nicht an einem Toleranzwert von 15 % oder gar 25 

% zu orientieren, sondern auf die im Wahlrecht eingeführte 5 %-Schwelle abzustel-

len. An die Gleichheit des Erfolgswerts der Stimmen sind bei der Wahl zur Bremi-

schen Bürgerschaft daher höhere Anforderungen zu stellen als bei der Wahlkreisein-

teilung nach Bundeswahlrecht, da nach der durch das Bremische Wahlgesetz be-

stimmten Zahl der Mandate für die beiden Wahlbereiche im Lande Bremen kein Ver-

hältnisausgleich zwischen diesen Wahlbereichen mehr stattfindet. 

 
Nach den Erhebungen des Jahres 2000, auf die – wie dargelegt – die Entscheidung 

des Gesetzgebers im Mai 2001 abstellen durfte, betrug die Zahl der deutschen Be-

völkerung im Land Bremen 7003,57, in der Stadtgemeinde Bremen 7065,61 und in 
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Bremerhaven 6743,75. Die Abweichung von der durchschnittlichen Bevölkerungszahl 

pro Mandat betrug also in Bremen 0,89 % und in Bremerhaven 3,71 % und lag damit 

noch deutlich unter der 5 % Grenze. Diese Grenze wird auch nicht überschritten, 

wenn man auf die letzten Wahlen und die Zahl der Wahlberechtigten vor der gesetz-

geberischen Entscheidung abstellt: Bei den Bürgerschaftswahlen 1999 betrug die 

Abweichung 4,7 %, bei den Europawahlen 1999 4,8 %. Damit liegt die Beeinträchti-

gung der Erfolgswertgleichheit in einem Bereich, der verfassungsrechtlich noch zu-

lässig ist. 

 

Bei der Bewertung der in § 5 Abs. 1 Satz 2 BremWG festgelegten Mandatsverteilung 

fällt auch ins Gewicht, daß im Jahre 2000 für den Gesetzgeber eine verfestigte und 

verläßliche Tendenz der Bevölkerungsentwicklung (deutsche Wohnbevölkerung) 

zwischen den beiden Wahlbereichen (langsame und stetige Abnahme in Bremerha-

ven, Stop des Einwohnerschwundes und sogar leichte Zunahme in Bremen) noch 

nicht so deutlich absehbar war. 

 

g) Das bedeutet nicht, daß der Gesetzgeber in jedem Fall untätig bleiben darf, bis die 

Bevölkerungszahl je Bürgerschaftsmitglied in einem Wahlbereich noch weiter als bis-

her vom Durchschnitt abweicht. Der Gesetzgeber hat fortlaufend zu prüfen, ob die 

von ihm verfolgten Zwecke und die Wahlrechtsgleichheit noch in einem angemesse-

nen Verhältnis stehen (vgl. BremStGHE 6, 253 [267]). Dabei hat er den Gewinn an 

Funktionsfähigkeit zu bewerten, den eine kleinere Bürgerschaft mit sich bringt und 

ihn zu der Beeinträchtigung der Wahlrechtsgleichheit ins Verhältnis zu setzen. Der 

weitere Verlauf der Entwicklung der deutschen Wohnbevölkerung in den Wahlberei-

chen zeigt, daß sich der Anteil Bremerhavens im Jahr 2001 weiter reduziert hat. Die 

Tendenz spricht eher dafür, daß sich die Abweichung vom Landesdurchschnitt zu 

Gunsten des Erfolgswerts Bremerhavener Stimmen weiter erhöht. Sie liegt inzwi-

schen bei etwa 5,3 %. Dies spricht dafür, für die kommenden Jahre eine Handlungs-

pflicht des Gesetzgebers anzunehmen.  

 
3. Auch die Einwände des Beschwerdeführers gegen das Verfahren vor dem Wahl-

bereichsausschuß sind unbegründet. 

 

Sebastian.Bergeris
Hervorheben
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a) Die Behauptung des Beschwerdeführers, der Wahlbereichsleiter habe die Be-

schlüsse der Wahlvorstände über die gemäß §§ 53 Abs. 1 Satz 2, 53 Abs. 5 und 56 

Abs. 1 Satz 5 Nr. 1 BremWO ausgesonderten Stimmzettel auf Ordnungsmäßigkeit zu 

überprüfen, geht fehl. 

 

Nach § 30 stellt der Wahlvorstand fest, wieviele Stimmen im Bezirk auf die einzelnen 

Wahlvorschläge abgegeben worden sind (§ 30 Abs. 1 BremWG). § 31 BremWG legt 

im einzelnen fest, unter welchen Voraussetzungen abgegebene Stimmen als ungültig 

zu werten sind. Schließlich bestimmt § 32 BremWG, daß der Wahlvorstand über die 

Gültigkeit der abgegebenen Stimmen und über alle bei der Wahlhandlung und bei 

der Ermittlung des Wahlergebnisses sich ergebenden Anstände  entscheidet und der 

Wahlbereichsausschuß das Recht der Nachprüfung der Entscheidung des Wahlvor-

standes hat. Nach § 56 BremWO ist über die Wahlhandlung sodann eine Nieder-

schrift anzufertigen, die von den Mitgliedern des Wahlvorstandes zu genehmigen und 

zu unterzeichnen ist. Damit ist eindeutig festgelegt, daß zunächst der Wahlvorstand 

darüber zu entscheiden und zu beschließen hat, ob die abgegebenen Stimmen gültig 

oder ungültig sind oder andere Aussonderungsgründe für die Stimmzettel sich erge-

ben.  

 

Nach §§ 60 Abs. 1 Satz 1, 61a Abs. 1 Satz 1 BremWO prüft dann der Wahlbereichs-

leiter die Wahlniederschriften auf Vollständigkeit und Ordnungsmäßigkeit. Diese Vor-

arbeit des Wahlbereichsleiters soll die Wahlergebnisfeststellung soweit vorklären, 

daß der Wahlbereichsausschuß möglichst schnell zur formellen Feststellungsent-

scheidung kommen kann. Die Tätigkeit des Wahlbereichsleiters ist damit eine unent-

behrliche Voraussetzung für die Wahlergebnisfeststellung des Wahlbereichsaus-

schusses (§§ 60 Abs. 2, 60a Abs. 2 BremWO).  

 

Die Obliegenheit des Wahlbereichsleiters, die Wahlniederschriften zu prüfen, umfaßt 

ggf. auch die Überprüfung der Anlagen dieser Wahlniederschriften. Eine generelle 

Verpflichtung hierzu ergibt sich aus §§ 60 Abs. 1, 60a Abs. 1 BremWO jedoch nicht, 

vielmehr bestimmt § 60 Abs. 1 Satz 4, § 61 Abs. 1 Satz 4 BremWO eine Aufklä-

rungspflicht des Wahlbereichsleiters nur dann, wenn sich aus der Wahlniederschrift 

oder aus sonstigen Gründen Bedenken gegen die Ordnungsmäßigkeit des Wahlge-

schäftes ergeben. Die vom Wahlbereichsleiter geübte Praxis, eine vollständig und 
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ordnungsgemäß erstellte Wahlniederschrift keiner weiteren Überprüfung zu unterzie-

hen, ist deshalb nicht zu beanstanden. Ein Wahlfehler liegt insofern nicht vor.  

 

b) Auch die Rüge des Beschwerdeführers, daß der Wahlbereichsleiter zur Vorberei-

tung der Sitzung des Wahlbereichsausschusses acht Wahlbezirke neu ausgezählt 

und sich hierzu der Mithilfe von Bediensteten der staatlichen Verwaltung bedient hat, 

ohne dabei Öffentlichkeit herzustellen, ist unbegründet. 

 

Wie bereits ausgeführt, ist der Wahlbereichsleiter nach §§ 60 Abs. 1 Satz 4 und 60a 

Abs. 1 Satz 4 BremWO verpflichtet, bei sich ergebenden Bedenken aus der Wahl-

niederschrift diese soweit wie möglich aufzuklären. Diese Aufklärungspflicht schließt 

gegebenenfalls eine komplette Neuauszählung der Stimmzettel ein. Hierfür durfte der 

Wahlbereichsleiter Bedienstete der staatlichen Verwaltung hinzuziehen (Schreiber, 

a.a.O., § 40 Rn. 4). Da der Wahlbereichsleiter weder die Entscheidung der Wahlvor-

stände berichtigen noch die Entscheidungsbefugnis des Wahlprüfungsausschusses 

vorwegnehmen kann, er also bei der Überprüfung der Wahlniederschriften auf Ord-

nungsmäßigkeit und Vollständigkeit und der Zusammenstellung des Wahlergebnis-

ses nur Vorarbeit für den Wahlbereichsausschuß leistet, bedarf es bei dieser Tätig-

keit keiner Öffentlichkeit. Es handelt sich insoweit weder um eine Wahlhandlung, un-

ter der man das gesamte unter Leitung und Aufsicht der Wahlorgane stehende 

Stimmabgabeverfahren versteht und für die §§ 26 Abs. 1 BremWG, 42 BremWO Öf-

fentlichkeit vorschreiben, noch um eine Tätigkeit der Wahlausschüsse, für die § 12 

Abs. 1 BremWG ebenfalls Öffentlichkeit verlangt. Die komplette Neuauszählung von 

acht Wahlbezirken durch den Wahlbereichsleiter unter Zuhilfenahme von Mitarbeitern 

des Wahlamtes, ohne daß hierbei Öffentlichkeit hergestellt wurde, ist deshalb nicht 

zu beanstanden.  

 

c) Unbegründet sind auch die Rügen des Beschwerdeführers, die Bürgerschaftswahl 

vom 25. Mai 2003 leide unter einem Wahlfehler, weil der Wahlbereichsausschuß sei-

ner ihm obliegenden Kontrollpflicht gegenüber den Änderungsvorschlägen des 

Wahlbereichsleiters nur unvollständig nachgekommen sei und für die anwesenden 

Beobachter der Sitzung des Wahlbereichsausschusses die vorgenommenen Korrek-

turen nicht nachvollziehbar gewesen seien. 
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Nach § 11 Abs. 2 BremWG besteht der Wahlbereichsausschuß aus dem Wahlleiter 

als Vorsitzendem und sechs von ihm berufenen Wahlberechtigten als Beisitzern. § 

11 Abs. 3 BremWG bestimmt, daß bei der Berufung der Beisitzer die im jeweiligen 

Gebiet vertretenen Parteien und Wählervereinigungen nach Möglichkeit zu berück-

sichtigen sind. Durch diese unterschiedliche Parteizugehörigkeit der Beisitzer des 

Wahlbereichsausschusses erfährt die der Öffentlichkeit obliegende Kontrolle der 

Vorgänge bei der Wahlbereichsausschußsitzung eine nachhaltige Unterstützung. Bei 

jeder Berichtigung der Wahlniederschriften der Wahlvorstände zum Vorteil oder zum 

Nachteil einer der Parteien werden die Beisitzer einer betroffenen Partei ein beson-

deres Augenmerk auf die Richtigkeit der Änderung der Wahlniederschrift haben. 

 

d) Eine Verletzung des Öffentlichkeitsprinzips könnte allenfalls darin liegen, daß die 

Beisitzer des Wahlbereichsauschusses bei der Beschlußfassung auf schriftliche Un-

terlagen zurückgreifen konnten und deshalb ein mündlicher Vortrag der einzelnen 

vorgeschlagenen Berichtigungsgründe unterblieben ist, so daß für die Beobachter 

der Sitzung die Beschlüsse des Wahlbereichsausschusses nicht nachvollziehbar ge-

wesen sind. Der Staatsgerichtshof muß hierzu keine abschließende Entscheidung 

treffen. Selbst wenn nämlich insoweit eine Verletzung des Öffentlichkeitsprinzips an-

zunehmen wäre, würde dies nicht dazu führen, daß der Beschwerdeführer mit sei-

nem Antrag auf Wiederholung der Sitzung des Wahlbereichsausschusses Erfolg hat.  

 

Dem Beschwerdeführer liegt seit der mündlichen Verhandlung am 12. August 2003 

vor dem Wahlprüfungsgericht eine eingehende Stellungnahme des Wahlbereichslei-

ters vor, aus der sich Grund und Art der Korrekturen der vorläufigen Wahlergebnisse 

und die vorläufigen Ergebnisse nach Wahlbezirken, die Ergebnisse der Kontrollnie-

derschrift, die durchgeführte Korrektur und das sich daraus ergebende endgültige 

Ergebnis ablesen lassen. Der Beschwerdeführer hat hierzu keine Stellungnahme ab-

gegeben, so daß unterstellt werden kann, daß er trotz dieser vollständigen und um-

fangreichen Information über Art und Grund der vorgenommenen Berichtigungen 

keine fehlerhaften Korrekturen der einzelnen Wahlniederschriften hat feststellen kön-

nen. Sind jedoch in der Sitzung des Wahlbereichsausschusses die vom Wahlbe-

reichsleiter festgestellten fehlerhaften Wahlniederschriften durch Beschluß des 

Wahlbereichsausschusses richtig korrigiert worden, so liegt kein das Wahlergebnis 
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verändernder Wahlfehler vor, der allein zur Wiederholung der Sitzung des Wahlbe-

reichsausschusses zwingen würde. 

 

e) Das in §§ 60 Abs. 2, 60a Abs. 2 BremWO dem Wahlbereichsausschuß einge-

räumte Recht, rechnerische Feststellungen des Wahlvorstandes und fehlerhafte Zu-

ordnung gültig abgegebener Stimmen zu berichtigen sowie über die Gültigkeit der 

abgegebenen Stimmen abweichend vom Wahlvorstand zu beschließen, enthält keine 

Verpflichtung des Wahlbereichsausschusses, sämtliche vom Wahlbereichsleiter vor-

geschlagenen Änderungen der Wahlniederschriften der Wahlvorstände zu überprü-

fen. Welche Überprüfung der Wahlbereichsausschuß vornimmt, bevor er einen 

Beschluß faßt, steht mangels näherer gesetzlicher Festlegung im pflichtgemäßen 

Ermessen des Wahlbereichsausschusses. 

 

Für die Bestimmung der Grenzen dieses Ermessens bedarf es einer Analyse und 

Abwägung der Interessen aller Beteiligten unter Berücksichtigung der tatsächlichen 

Umstände. Die Prüfungskompetenz des Wahlbereichsausschusses soll im wesentli-

chen die Richtigkeit des festgestellten Wahlergebnisses in den Wahlbezirken ge-

währleisten. Dabei ist auch zu berücksichtigen, daß der Wahlbereichsausschuß unter 

einem gewissen Zeitdruck steht, da der Landeswahlausschuß möglichst bis zum 10. 

Tag nach der Wahl das endgültige Wahlergebnis im Lande feststellen soll (§ 30 Abs. 

4 BremWG). Angesichts der Größe des Wahlbereichs (414 Wahlbezirke mit insge-

samt 250.445 Wählern) ist zu vermuten, daß der Wahlbereichsleiter in einer Vielzahl 

von Wahlniederschriften Fehler vorfindet, die einer Berichtigung bedürfen. Unter Be-

rücksichtigung dieser Gesamtumstände muß dem Wahlbereichsausschuß zugebilligt 

werden, eine eigene Prüfung der Wahlniederschriften und deren Anlagen nur vorzu-

nehmen, sofern aufgrund oder trotz des Vortrages des Wahlbereichsleiters oder sei-

ner schriftlich vorgelegten Aufstellung über die vorgefundenen Fehler in den Wahl-

niederschriften und die vorgeschlagenen Berichtigungen bei Mitgliedern des Wahlbe-

reichsausschusses Bedenken bestehen bleiben. Bestehen solche Bedenken nicht, 

handelt der Wahlbereichsausschuß nicht ermessensfehlerhaft, dem Vorschlag des 

Wahlbereichsleiters ohne nähere Prüfung zu folgen. Daß solche Bedenken bei ein-

zelnen Mitgliedern des Wahlprüfungsausschusses bestanden, ist weder vom Be-

schwerdeführer vorgetragen noch aus der Akte ersichtlich. Ein Wahlfehler kann des-
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halb in dem beanstandeten Verhalten des Wahlprüfungsausschusses nicht festge-

stellt werden.  

 

D. 
 
Diese Entscheidung ist einstimmig ergangen. 

 

 

gez. Rinken   gez. Bewersdorf  gez. Ernst 
 

gez. Klein   gez. Preuß 
 

gez. Stauch   gez. Wesser 
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